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D Betriebsausschuss des Eigenbetriebes
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D Finanzausschuss Datum:

~ Ausschuss für Bau, Verkehr und Umwelt Datum: 24.02.2021

~ Ausschuss für Soziales, Bildung und Sport Datum:

E Rechnungsprüfungsausschuss Datum:
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TOP : Bebauungsplan Nr. 18 A „Wohnen in Block ‘1“ der Gemeinde Ostseebad Binz
hier: Abwägungsbeschluss nach §~ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB

Beschlussvorschlag:

Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 25.03.2021 über Anregungen
zum Bebauungsplan Nr. 18 A „Wohnen in Block V“ der Gemeinde Ostseebad Binz
gemäß §~ 3 Abs. 2 und 4 Abs.2 BauGB in der vorliegenden Fassung vom 10.02.2021.

Begründung:

Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 07.11.2019 mit Beschluss-Nr. 140-04-
2019 die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 18 A „Wohnen in Block ‘1“ der Gemeinde
Ostseebad Binz gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. Die Offenlage ist erfolgt. Die
Träger öffentlicher Belange und sonstigen Behörden sind zur Abgabe einer
Stellungnahme aufgefordert worden. Gemäß §1 Abs. 7 i.V.m § 4 Abs. 1 BauGS sind die
in der Anlage — Abwägungsvorschlag — aufgeführten und fristgemäß vorgebrachten
Anregungen zu prüfen und abzuwägen.

Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die öffentlichen und privaten Belange
gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. Das Ergebnis ist den Beteiligten
mitzuteilen.



Finanzielle Auswirkungen

D Einnahmen Mittel stehen zur
Verfügung

~ keine haushaltsmäßige Berührung C Mittel stehen nicht zur
Verfügung

Bemerkungen:

Frauen- und gleichstellungsrelevante Auswirkungen: Ei ja ~ nein
Begründung:

Anlagen: ~ Abwägungsvorschlag EI keine

Bürgermeister tsle erin Ausschussvorsitzender Ausschussvorsitzender
Pl. nen nd Bauen Ausschuss für Bau, Hauptausschuss

Verkehr und Umwelt



Entscheiclungsergebnis

BP1 8 A „Wohnen in Block V“ der Gemeinde Ostseebad Binz
hier: Abwägungsbesch!uss nach §.~ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB

Gremium: Ausschuss für Bau, Verkehr und Sitzung am: 24.02.2021
Umwelt __________

D einstimmig Ja Nein Enthaltung überwiesen in den
10 1 0 Ausschuss:

~ Lt. Beschlussvorschlag D Beschluss Hauptausschuss
abgelehnt

Wiedervorlage:
D abweichender Beschluss

Gemeindevertretung
D zurückgestellt D zurückgezogen __________________________

Ergebnis:

Der Ausschuss Bau, Verkehr und Umwelt empfiehlt der Gemeindevertretung in
ihrer Sitzung am 25.03.2021, über die Anregungen zum Bebauungsplan Nr. 18 A
„Wohnen in Block V“ der Gemeinde Ostseebad Binz gemäß % 3 Abs. 2 und 4 Abs.
2 BauGB in der vorliegenden Fassung vom 10.02.2021, zu beschließen.



Stellungnahmen im Rahmen der Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 (2) und
§ 4 (2) BauGB und § 2 BauGB zum Bebauungsplan der Innenentwicklung Nr. 18 A „Wohnen
in Block V“ der Gemeinde Ostseebad Binz

1) Anregungen und Bedenken der Träger öffentlicher Belange nach § 4 BauGB

1.1) Landkreis Vorpommern Rügen
Städtebauliche und planungsrechtliche Belange

ftnregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 02.12.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der Beschluss

. . (Aufstellungsbeschluss) der Gemeindevertretung BinzGeltungsbereich und Planrechtfertigunci iom 13.10.2014 (Beschluss-Nr. 79-3-2014) zur 2. Ände

Der vorliegende Planentwurf überplant teilweise rung des Bebauungsplans Nr. 18 wurde von der selbigen
Jen seit April 2007 rechtskräftigen Bebauungsplan Gemeindevertretung in ihrer Sitzung am 31.05.2018 (Be
Nr. 18 “Jugendherberge und Jugendzeltplatz schluss-Nr. 44-28-2018) aufgehoben.
Prora“ sowie vollständig die dazugehörige im Ver
ähren befindliche 2. Anderungen. Ich bitte mir den
~ntsprechenden Beschluss zur Einstellung der
noch laufenden Anderungsverfahren zum Bebau
ungsplan Nr. 18 zu übermitteln.

In östlicher Richtung bzw. in Richtung Strand Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Da für eine zu
iecktdervorliegende Planentwurf den rechtskräf- sammenhängendeTeilflächevom B-Plan 18, dieca. 21%
:igen 8-Plan 18 nicht vollständig ab. Die Festle- iom entsprechenden Geltungsbereich umfasst, eine
jung des Geltungsbereiches ist auch insoweit zu jrundsätzlich veränderte Planungskonzeption vorliegt,
~rläutern bzw. begründen. Es ist zu prüfen, ob der bedarf es der vollständigen Neufassung der textlichen
nicht überlagerte Teil des 8-Plan 18, der dann in- ~ie zeichnerischen Festsetzungen für diese Teilfiäche.
soweit gültig bleiben wird, tatsächlich, aber funkti- Der Geltungsbereich des offengelegten 8-Plans 18 A um
)nslos wird. :asst die o.g. Teilfläche und soll für diese die Festsetzun

jen des Bebauungsplans 18 außer Kraft setzen.

~uf die Festsetzungen für die verbleibenden gut 2/3 des
Geltungsbereiches vom 8-Plan 18, die nicht vom 8-Plan
iSA außer Kraft gesetzt werden sollen, treffen unverän
~ert die Anforderungen von §1 Abs. 1-3 BauGB zu. Die
Festsetzungen sind unverändert für die städtebauliche
Entwicklung und Ordnung erforderlich. Zudem besteht im
‚erbleibenden Geltungsbereich vom 8-Plan 18 der Be
Jarf der Gemeinde Binz, bauliche und sonstige Nutzun
~en (hier u.a.: SO Camping und SO Jugendherberge) zu
leiten. Diese Nutzungen (Camping und Jugendherberge)
sind weiterhin langfristig baurechtlich zu sichern.

Neiterhin schließen keine der tatsächlichen Verhältnisse,
auf die sich die Planfestsetzungen vom 8-Plan 18 (au
ßerhalb des Geltungsbereiches vom 8-Plan 1 8A) bezie
hen, deren Verwirklichung oder Sicherstellung aus.

Dementsprechend ist für den B-Plan 18 — abseits des
Geltungsbereichs vom 8-Plan 18A mit seiner aufheben
ien Wirkung — der Tatbestand der räumlichen oder sach
lichen Funktionslosigkeit nicht gegeben.

Zudem ist an der südöstlichen Geltungsbereichs- Hinweis wird berücksichtigt. Der Geltungsbereich vom 8-
jrenze eine teilweise Überlagerung mit der eben- Plan 18A wird um den Uberlagerungsbereich des 8-Plan
~lls noch im Verfahren befindlichen 1. Ergänzung 29 reduziert.
und Anderung des 8-Plan Nr. 29 “Strandversor
jung“ festzustellen. Es bleibt offen, ob oder inwie
weit hier zukünftig zwischen den sich überlagern
Jen Plänen bzw. Planänderungen widerstreitende
Festsetzungen zu werten sind. Insofern sind etwa
ige Widersprüche zwischen den Festsetzungen zu
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prüfen. In diesem Zusammenhang sind auch die
~ussagen zur Planrechtfertigung in der Begrün
Jung grundsätzlich zu überarbeiten bzw. zu ergän
!en.

Die kurze Erwähnung, dass sich das ursprüngli
Dhe Nutzungskonzept nicht mehr umsetzen lasse
und letztlich der Eigentümerwechsel Anlass zur
Planänderung bzw. Neuplanung gibt, lässt den
wesentlichen Gestaltungswillen der Gemeinde
iermissen und erweckt eher den Anschein einer
Gefälligkeitsplanu ng.

Zudem soll in Anwendung von § 13a Abs. 2 Nr.2
BauGB der Flächennutzungsplan im Wege der
Berichtigung angepasst werden. Das setzt aber
toraus, dass gleichwohl die geordnete städtebau
iche Entwicklung des Gemeindegebietes nicht be
?inträchtigt wird. Dazu ist auf der Ebene des B
Planes eine Betrachtung der gemeindlichen städ
ebaulichen Entwicklungsziele, wie sie ansonsten
durch den F-Plan bzw. im Zuge der F-Plan-Ande
rung erfolgt, vorzunehmen. Dazu sind dann auch
iie ursprünglichen und nun zu ändernden Ziele zu
bewerten. In der vorliegenden Fassung vermag
Jer Planentwurf nicht zu überzeugen, dass hier
iie Voraussetzungen des § 1 3a Abs. 2 Nr. 2
BauGB erfüllt sind.
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Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die entschei
dende Aussage zum Planungsanlass wurde in der Be
3ründung getroffen. Im Schreiben des Landkreises Vor-
pommern Rügen vom 02.12.2020 wird der gravierende
Verdacht einer Gefälligkeitsplanung vorgetragen. Dieser
Verdacht wird hiermit deutlich entkräftet.

Die Grundzüge des vorliegenden Nutzungskonzeptes
des B-Plans 18 A wurden zwischen der Gemeinde Ost-
seebad Binz und dem Landkreis Vorpommern-Rügen, als
Voreigentümer von Großteilen des Geltungsbereiches,
abgestimmt und sind Grundlage des inzwischen erfolgten
Grundstücksverkaufs. Festgehalten ist diese Einigung in
der gemeinsamen Absichtserklärung von Landkreis (hier:
Landrat Ralf Drescher) und Gemeinde (hier: Bürgermeis
:er Karsten Schneider) vom 12. März 2018, die Anlage
des Kaufvertrages ist.

In der o.g. Absichtserklärung wurde dem erhöhten Wohn
raumbedarf in Binz in der Form Rechnung getragen, als
nunmehr Dauerwohnnutzungen im Block V zulässig sein
sollten. Dieses öffentliche Interesse hat der o.g. Land
kreis anhand von Vorgaben zur Bereitstellung von Wohn
raum in der Gemeinde Binz im Grundstückskaufvertrag
abgebildet. Der Grundstücksverkauf wurde dementspre
~hend nicht aus Gefälligkeit getätigt, sondern mit dem
Ziel vom Landkreis vollzogen, u.a. die o.g. Entwicklungs
absichten zu verwirklichen.
Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Wie o.g. liegt ein
im Vergleich zum Jahr 1997 geänderter Entwicklungsbe
darf in der Gemeinde Binz vor.

Das »Entwicklungskonzept Prora für Rügen“ aus dem
Jahr 1997 sah 600 Wohnungen für rund 1.245 Einwohner
sowie 3.000 Fremdenverkehrsbetten in Beherbergungs
betrieben, Ferienwohnungen und einer Jugendherberge
in den Blöcken 1 bis V vor und wurde mit der Ubernahme
in den Flächennutzungsplan verbindlich. Für den Block V
waren 500 Beherbergungsbetten vorgesehen.
Hiervon weicht das maßgebliche Planungsziel (die Schaf
ung von Wohnnutzungen in den Kämmen 1-6) des B

Plans l8Aab, was in der Offenlage begründet wird.

~nlass für die Abweichung geben der Begründung nach
die bereits genannten, geänderten, gemeindlichen Ent
Nicklungsziele (hier: erhöhter Wohnraumbedarf der Ge
meinde Binz) und die Funktionslosigkeit vom B-PIan 18
im Geltungsbereich des B-Plans 18 A, wobei der B-Plan
18 aus dem FNP abgeleitet ist. Die Funktionslosigkeit
entsteht daraus, dass die tatsächlichen Verhältnisse die
Verwirklichung der Festsetzung des sonstigen Sonderge
bietes „Verwaltung, Kultur, Soziales, Bildung und Ge
sundheit“ auf unabsehbare Zeit ausschließen.
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Gern. den vorherigen Ausführungen besteht Einverneh
men zwischen dem Landkreis Vorpommern-Rügen und
der Gemeinde Ostseebad Binz zu dieser Abweichung.

Die Voraussetzungen des § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB sind
erfüllt.

Planzeichnung, Planzeichenerklärung, textliche Hinweis wird berücksichtigt.
Festsetzungen

Die Nummer des Bebauungsplans ist auf der Pla
nurkunde bzw. im Titel zu vermerken.

Die rechtlichen Grundlagen sind auf den jeweils Hinweis wird berücksichtigt.
‘aktuellen bzw. anzuwenden Rechtsstand hin zu
überprüfen.

Die Verfahrensvermerke sind hinsichtlich Gram- Hinweis wird berücksichtigt.
matik und Orthographie zu überprüfen.

Jerfahrensvermerk 8. ist obsolet. Hinweis wird berücksichtigt. Die 5. Berichtigung des Flä
Dhennutzungsplans entsprechend der Festsetzungen
iom B-Plan 1 8A soll vor dem Satzungsbeschluss zum B
Plan 18A erfolgen.

Die Lagedaten (Angabe Gemarkung, Flur) sind Hinweis wird berücksichtigt.
‚auf dem Plan sowie in der Begründung zu vervoll
ständigen - siehe auch zu den Belangen Kataster
und Vermessung.

In die Planzeichnung ist eine Maßstableiste einzu- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
‘ügen.

Ich weise darauf hin, dass gemäß der hier zur An- Hinweis wird berücksichtigt.
wendung kommenden Planzeichenverordnung
(PlanZV), das Planzeichen zur Festsetzung des
Baugebietes in der Farbvariante ohne Schraffur
‚anzulegen ist. Die vorliegend unnötige Schraffur
macht die Planzeichnung in weiten Teilen unüber
sichtlich und überlagert andere Planzeichen. Im
Interesse der Rechtssicherheit und Eindeutigkeit
sind die Planzeichen entsprechend PIanZV, hier
‘also ohne Schraffur zu verwenden. Gleiches gilt
Ur die übrigen Planzeichen mit Flächenmuster
(Wald, Grünfläche),

Die Planzeichenerklärung gibt nicht alle Planzei- Hinweis wird berücksichtigt.
~hen wieder, die in der Planzeichnung Anwendung
inden (z. B. GF1) bzw. gibt sie nicht so wieder,
wie sie in der Planzeichnung Anwendung finden
(z. 6. mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu be
lastende Flächen). Entsprechend der tatsächli

hen Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse
(=Vl) sollte auch die Planzeichenerklärung die ent
sprechende Festsetzung wiedergeben. Ansonsten
wäre fraglich, ob es noch andere Festsetzungen
zur Zahl der Vollgeschosse geben soll.

Unter Sonstige Planzeichen werden in der Le- Hinweis wird berücksichtigt.
jende zum Teil Planzeichen aufgeführt, die Fest
setzungscharakter bzw. Normcharakter haben (z.
6. Fläche zur Festsetzung von Stellplätzen), für
lie die Angabe der entsprechenden Ermächti
‚jungsgrundlage (z. 6. § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22
BauGB) ergänzt werden muss.
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In der Planzeichnung wird das allgemeine Wohn- Hinweis wird berücksichtigt. Die Nutzungsschablone der
gebiet mit identischer Nutzungsschablone als WA NA Fläche B entfällt. Die Festsetzung WAwird erhalten.
Fläche A und B festgesetzt. In der WA Fläche B er-Die bezeichnete Fläche wird über eine Verbindungs- bzw.
rolgt lediglich die Festsetzung von Flächen für Hakenlinie mit der WA Fläche A verbunden, da mit dieser
Stellplätze. Obwohl hier kein Baufeld (Baugren- 1er unmittelbar funktionale Zusammenhang besteht. Die
zen) festgesetzt ist, wird hier die geschlossene im Hinweis genannten, privaten Stellplätze sind aus-
Bauweise und die Zahl der Vollgeschosse mit VI schließlich den Wohnungen des WA Fläche A zugeord
restgeseta Diese Festsetzungen sind hier grund- net.
sätzlich obsolet bzw. funktionslos. Mithin ist die
Notwendigkeit der Festsetzung von zwei WA in
den vorliegenden Unterlagen nicht schlüssig er
läutert.
Hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung erfolgt Hinweis wird berücksichtigt. Anpassung der Nummerie
rür das SO Dokumentationszentrum keine hinrei- rung der textlichen Festsetzung auf „1.2.1 .“. Festgesetzt
zhend bestimmte Festsetzung. Für “Dokumentati- wird ein SO Dokumentationszentrum, das vorwiegend als
Dnszentrum“ gibt es im Allgemeinen und im Sinne Museum, als Archiv und als Forschungseinrichtung dient.
&ner baulichen Nutzung keine rechtlich gefestigte In der Begründung wird diese zu etablierende Nutzungs
Definition (unbestimmter Rechtsbegriff) bzw. keine art angemessen abgegrenzt.
städtebauliche Begriffsbestimmung. Es bedarf hier
Neiterer Angaben bzw. Nutzungsarten (z. B. Mu
seum), die sich unter “Dokumentationszentrum“
subsumieren lassen. Dabei ist auch zu erläutern
Db bzw. inwieweit hier eine Abgrenzung zu etab
lierten Nutzungsarten wie z. B. “Anlagen für ... kul
urelle, soziale ... Zecke“ beabsichtigt ist. Hierzu

ist sowohl die textliche Festsetzung als auch die
Begründung entsprechend zu ergänzen.

Die im WA allgemein zulässigen sowie unzulässi- Hinweis wird berücksichtigt.
gen Nutzungen werden unter 1.1 abweichend von
§ 4 Bau NVO geregelt. Dazu ist hier auf § 1 Abs.
5, 6 Bau NVO als Ermächtigungsgrundlage zu
ierweisen.

ftus der Begründung wird nicht ersichtlich, warum Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Steuerung
hier bei der Uberplanung eines denkmalgeschütz- iom Maß der Nutzung anhand der GRZ wurde für eine
:en Gebäudebestandes die Festsetzung der GRZ mögliche Aufteilung des Blocks V entlang der Kämme p0-
als relatives Maß notwendig erscheint. Hier kommtsitiv geprüft.
durchaus auch die Festsetzung der GR als
Höchstmaß in Betracht. Die Entscheidung für die
GRZ ist vergleichsweise zu erläutern.

Hinsichtlich der Festsetzung von Flächen für Stell- Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Stellplatzpla
plätze erscheint fraglich, ob diese alle im Plange- nung wurde als Teil der Bauleitplanung durchgeführt und
biet notwendigen Stellplätze hinreichend berück- liegt der Begründung in Form einer schematischen Zeich
sichtigen bzw. inwieweit hier eine Zuordnung zu nung bei.
Nutzungseinheiten erfolgen soll (siehe auch zu
den Belangen der Verkehrssicherung und -len
kung).

Hinsichtlich des Verkehrskonzeptes erscheint frag- Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Feinplanung
lich, inwieweit über die Privatstraße regulärer öf- zur Sicherstellung der Zugangsbeschränkung der Privat
‘entlicher Verkehr, sowohl von Besuchern als auch straße ist kein Belang verbindlichen Bauleitplanung.
Lieferanten und Versorgungsfahrzeugen, zum
Sondergebiet und weiter zur Jugendherberge
stattfinden soll (siehe auch zu den Belangen der
v‘erkehrssicherung und -lenkung).
Die Gliederung bzw. Nummerierung der textlichen Hinweis wird berücksichtigt.
Festsetzung sollte im Interesse der Rechtssicher
heit und -eindeutigkeit überarbeitet werden. Eine
Neitergehende Gliederung auf untere Ebenen
sollte nur insoweit erfolgen, als dass es mehrere
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Festsetzungen bzw. Festsetzungsarten auf der je
~‘eiligen Ebene gibt. Etwa die Festsetzungen 3.2.1
und 3.3.1 als jeweils einzige Festsetzung auf der
Ebene suggerieren, dass es noch weitere Festset
zungen geben könnte.

Mithin ist die Überschrift zur Festsetzung 3.3 Stell- Hinweis wird berücksichtigt.
plätze, Garagen (auch Carports und Tiefgaragen)
und Nebenanlagen widersprüchlich. Nach dem
‘orliegenden Planentwurf sind lediglich Stellplätze
und eben keine Garagen, auch keine Tiefgaragen
zulässig.

Die Begründung in der vorliegenden Fassung be- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
zieht sich zwar auf den Planentwurf, wird dem Pla
nungsstand entsprechend nicht einer wirklichen
Planbegründung gerecht. In weiten Teilen wird tat
sächlich der Planinhalt lediglich wiedergegeben
iber nicht erläutert oder gar begründet. So fehlt es
auch an Betrachtungen von Alternativen. Die Be
jründung ist entsprechen zu überarbeiten bzw. zu
ergänzen.

II. Bauaufsicht

ftnregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 02.12.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

8~us bauordnungsrechtlicher Sicht bestehen zu der
iorgelegten Planung keine Bedenken

III. Umweltschutz

ftnregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 02.12.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Bei Großveranstaltungen kann ea in Bezug auf
Lärm zu Konflikten mit der heranrückenden Wohn-
bebauung kommen und damit zu Nutzungsein
schränkungen für die Veranstaltungen. Eine ver
ragliche Einigung (privatrechtlicher Vertrag) hat
keine rechtliche Bindungswirkung für die Behörde,
wenn öffentlich-rechtliche Vorschriften/Gesetze
ierletzt werden.

Das Bundesimrriissionsschutzgesetz hat dritt- Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Gemäß Begrün
schützende Wirkung. Das bedeutet, führt die Ju- ]ung zum Bebauungsplan 18 “Jugendherberge und Ju
jendherberge eine Veranstaltung durch, ist die jendzeltplatz Prora“ der Gemeinde Ostseebad Binz ist
Nachbarschaft der maßgebliche Immissionsort eine Bühne mit Festwiese vorgesehen, die der Durchfüh
also die heranrückende Wohnbebauung und nicht rung von temporären Großveranstaltungen dienen soll,
~ie Jugendherberge selbst. Die Aussagen in der iie als seltene Ereignisse zu werten sind.
“Beurteilung der Lärmimmissionen durch die GAF
. Gesellschaft für Akustik und Fahrzeugmesswe- Dies wurde z. 8. auch in der Genehmigung der Veran

„ . staltung Soccer Festival 2019 am 26. und 27. Juli2019sen mbH sind also unzutreffend. .

so gehandhabt und einzuhaltende lmmissionsrichtwerte
~er Freizeitlärmrichtlinie angegeben. Weiterhin wurde
‘estgelegt dass Lautsprecher nicht auf die Wohn- und
Beherbergungsbebauung ausgerichtet werden dürfen so
wie Anwohner und angrenzende Beherbergungseinrich
tungen geeignet zu informieren sind. Für die Räume der
Jugendherberge wird auch ein Schutzbedürfnis abgelei
:et, da nicht davon auszugehen ist, dass alle Ubernach
tungsgäste immer an den Veranstaltungen teilnehmen.
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Inder Bauleitplanung erfolgt die Beurteilung der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Beurteilung
Lärmimmissionen auf der Grundlage der DIN iuf der Grundlage der DIN 18005 ist nicht zutreffend auf-
18005. Die zu erwartenden lmmissionen an der jrund des Vorliegens seltener Ereignisse.
nächstgelegenen Wohnbebauung bei einer Groß
ieranstaltung sollten durch einen Sachverständi
~en prognostiziert werden. Daraus könnte man
Schlussfolgern, in welchen Ausmaß Veranstaltun
jen noch möglich sind. Bei eigenen Messungen
3nlässlich einer Großveranstaltung an der Wohn-
bebauung Nordstraße, in Zusammenarbeit mit der
Gemeinde Binz, wurde festgestellt, dass die Laut
stärke der Musik erheblich reduziert werden
musste, um unzumutbare Lärmimmissionen zu
ierhindern.

IV. Wasserwirtschaft

~nregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 02.12.2020 Sachdarstellung ist zutreffend.

Das Plangebiet liegt außerhalb der Trinkwasser
schutzzonen.

2. Gewässer II. Ordnung (Vorflutgräben) werden Sachdarstellung ist zutreffend.
lurch das Vorhaben nicht berührt.

3. Wassertechnische Erschließung Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

3.1. Trinkwasserversorgung und Schmutzwasser
mtsorgung

Die wassertechnische Erschließung des Geltungs
bereiches des B-Planes Nr. 18 A obliegt dem
Zweckverband Wasserversorgung und Abwasser-
behandlung Rügen, Putbuser Chaussee 1, 18528
Bergen auf Rügen (ZWAR) und ist mit ihm zu re
jein.

3.2.Niederschlagswasserbeseitigung Hinweis wird berücksichtigt. Ergänzend festgesetzt wird
. unter Pkt. 5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zurDas Niederschlagswasser soll auf dem B-Plange

... . . Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (~ 9biet uber geeignete Versickerungsanlagen zur Ver
~ k b ht d BauGB, Nr.25a) der Pkt. „Regenwasserversickerung: Aufsic erung ge rac wer en. ~en als Allgemeines Wohngebiet und Sondergebiet „Do

Der Nachweis wurde bereits in Form der Bau- kumentationszentrum“ ausgewiesenen Grundstücksflä
jrunduntersuchung (Geotechnische Voruntersu- ~hen ist gem. §9 Abs. 1 Nr. 20 BauGS die Versickerung
~hung, Projektnummer 01 /43/04) durch das Inge- Jes Regenwassers sicherzustellen. Das Regenwasser ist
nieurbüro Weiße vom 30.08.2004 zum B- Plan über private Versickerungsschächte und/oder Rigolen
Nr.18 “Jugendherberge Prora“ erbracht. Die ent- bzw. Versickerungsmulden auf den Grundstücken zu ver
sprechende Festsetzung ist dann in die neue B- sickern. Alle ausgewiesenen öffentlichen Parkplatzflä
Plansatzung zu übernehmen ~hen, die Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestim

mung sowie die privaten Stellplatzflächen sind gem. §9
~bs. 1 Nr. 20 BauGB wasserdurchlässig zu befestigen.
Dafür können Schotterrasen, Rasengittersteine, und/oder
Rasenfugenpflaster, Okopflaster, wassergebundene De
~ken und ein großporiges- bzw. offenfugiges Pflaster ver
wendet werden.‘

In der Begründung wird unter dem Pkt. D.5. ergänzt: »Re
jenwasserversickerung: 1. Festsetzungstext (s.o.), 2.
Begründung: Die Versickerungsanlagen sind entspre
3hend der bestehenden gesetzlichen Vorgaben zu di
mensionieren. Die Versickerungsanlagen sind privat zu
warten und auf Dauer zu unterhalten. Die örtlichen Be
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lingungen zur Versickerung sind im Rahmen der Geo
:echnischen Voruntersuchung zum Generalentwässe
rungsplan Prora durch das Ingenieurbüro Weiße, Bergen
im Jahr 2004 untersucht und die Versickerungsfähigkeit
les Bodens nachgewiesen worden. Die daraus resultie
renden technischen Lösungen sind in den Bauantragsun
erlagen nachzuweisen.“

Hinweis: Das SIALU wurde beteilig.

Das Vorhaben befindet sich innerhalb des 200-m-
Küstenschutzstreifens /Küstenschutzgebietes ge
mäß~ 136 Abs. 1 LWaG und ist auf die Belange
Jes Küsten- und Hochwasserschutzes durch das
STALU Vorpommern beurteilen zu lassen

V. Naturschutz

~nregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 02.12.2020

Mit der vorgelegten Planung sollen teilweise an- ~ufgrund des bestehenden Baurechts wurden der Be
Jere Flächen baulich genutzt, werden als in der rachtung die im Satzungsexemplar ausgewiesenen zu-
rechtskräftigen Planfassung vorgesehen war. Zur lässigen Nutzungen zugrunde gelegt.
Beurteilung der zu erwartenden Wirkungen wird es
Jaher als erforderlich angesehen, eine aktuelle Bi
toptypenkartierung vorzulegen. Das ist leider

nicht erfolgt.

Die ursprünglich im aktuellen Planungsbereich ge- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
plante Kompensationsmaßnahme (Pflanzung von
tl heimischen Laubbäumen im Bereich der Stell
platzanlagen) soll nunmehr durch eine Zahlung in
las Okokonto Saiser Bach la erfolgen. Die vorge
schlagene Kompensationsmaßnahme wird bestä
igt. Die Reservierung der erforderlichen Oko
punkte ist vor Satzungsbeschluss nachzuweisen.

Ein Teil der Planung, der nicht Bestandteil der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im Zuge des wei
rechtskräftigen Planung war (Feuerwehrzufahrt mit :eren Verfahrens wird ein entsprechender Ausnahmean
Nendefläche), befindet sich im Küsten- und Ge- tag gestellt.
wässerschutzstreifen nach § 29 NatSchAG M-V.
Im weiteren Verfahren ist eine Ausnahme von den
Jerboten des § 29 NatSchAG M-V bei der UNB zu
stellen.

Die geplante Aufforstungsf]äche M2 wurde teil- Hinweis wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.
weise im Geltungsbereich eines gesetzlich ge
schützten Biotopes (RUE 05934) ausgewiesen.
Für diese Teilfläche wird das Einvernehmen für
~ine Aufforstung nicht in Aussicht gestellt. Die
Naldentwicklung kann als Sukzession erfolgen.
Der besondere Artenschutz wird durch das Aufstel~ Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
lungsverfahren zum B-PIan lediglich “prognos
:isch“ betrachtet, keinesfalls aber abschließend
bearbeitet.

Der besondere Artenschutz muss fachlich qualif!- Die UNB wurde rechtzeitig in die Vorbereitung der Offen-
ziert rechtzeitig vor Beginn der späteren Umset- lagefassung einbezogen.
zung unter Einbeziehung der UNB abgearbeitet . . . . .

werden. Aus diesem Grund ist gemäß § 9 Abs. 6 Der Hinweis wird in die Planzeichnung ubernommen. Die
BauGE nachrichtlich Folgendes zu übernehmen: Dopplung im letzten Satz ~Fachgutachten von qualifizier
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‘Für die Baufeldfreimachung, die Erschließung
und die weitere Umsetzung des Bebauungsplanes
sind Festlegungen und Genehmigungen der unte
ren Naturschutzbehörde Vorpommern-Rügen nach
~ 44 Abs. 5 sowie § 45 Abs. 7 Bundesnaturschutz
jesetz erforderlich, da durch die Arbeiten arten
schutzrechtliche Belange betroffen sein können.
Möglicherweise sind vor Beginn der Arbeiten funk
:ionsfähige Ersatzhabitate zu schaffen oder be
stimmte Bauzeiten einzuhalten. Entsprechend
‘rühzeitig sind die Arbeiten bei der unteren Natur
schutzbehörde Vorpommern-Rügen zu beantra
jen. Mit dem Antrag ist ein höchstens 5 Jahre al
es artenschutzrechtliches Fachgutachten von
iualifizierten Fachkräften vorzulegen.“

Da im vorliegenden Fall mit einer zeitnahen Um
setzung des B-Plans gerechnet werden kann, ist
isher parallel zum Verfahren der Aufstellung des
B-Plans auch eine naturschutzrechtliche Genehmi
jung zu beantragen~, da ansonsten ein weiterer
Zeitverzug zu befürchten ist.

Die im Auftrag des Vorhabenträgers durchgeführ
.en artenschutzfachlichen Untersuchungen zeigen
Jie besondere Bedeutung der Gebäude für den
Fledermaus- und Brutvogelschutz und die eben-
‘alls besondere Bedeutung der Offenlandlebens
räume für die nachgewiesene und im Bundesland
‚‘om Aussterben bedrohte Glattnatter.

Es wird zum einem der letzte derzeit noch unge
nutzte Abschnitt der KDF Bauten und des Umfel
ies wieder in Nutzung genommen. Die derzeitigen
Freiflächen, einschließlich der Verkehrsräume sind
~ntweder nicht erschlossen oder für den normalen
Fahrzeugverkehr gesperrt. Entgegen der im AFB
ion den Gutachtern vertretenen Meinung, die er
heblichen Störwirkungen würden sich “auf dem
weiten Gelände verlieren“ (AFB, 5. 11) muss an
jenommen werden, dass gerade die derzeit wert
iollen halboffenen bis offenen Glattnatter- Lebens-
räume binnen- und seeseitig der KDF Bauten ent
weder überbaut oder durch die permanenten Stör
wirkungen entwertet werden würden.

:en Fachkräften wird auf den Hinweis auf ein erfor
ierliches Fachgutachten reduziert.

Hinweis wird berücksichtigt, das der UNB vorliegende
und im Rahmen der Beteiligung verwendete Gutachten
~us dem Jahr 2020 wird Grundlage der Antragstellung

Ein Fachbüro ist mit derAntragstellung beauftragt.

sein.

Die Aussage wird bestätigt.

Die Aussage wird bestätigt.

Das Zitat ist aus dem Zusammenhang gerissen. Die ge
planten, künftig zulässigen Veränderungen (Uberbauung
Nutzung...) sind in der Planzeichnung ersichtlich, so

Jass sich Spekulationen erübrigen.

Die vorgelegten Maßnahmen einschließlich der Es wurde im Zuge eines Ortstermins im September 2020
nachgereichten Unterlagen vom 14.09.2020 rei- Jarauf hingewiesen, dass dieser außerhalb, in Ergän
~hen im Hinblick auf die Maßnahmenplanungen zung des anstehenden Verfahrensschrittes und in Vorbe
Jerzeit noch nicht aus, das Eintreten von Verbots- reitung der Antragstellung erfolgt, da Zeitverzögerungen
atbeständen sicher ausschließen zu können. Die in der Kommunikation mit der UNB ein fristgerechtes Ein
jeplanten Maßnahmen zur Lebensraumvernet- reichen abgestimmter Maßnahme nicht zuließ.
zung werden ausdrücklich begrüßt.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Maßnahmen
zur Lebensraumvernetzung an sich Zustimmung der Be
hörde finden.

llerdings sind insbesondere die bei der Umset- Es liegt eine detaillierte Maßnahmenplanung zu bau- und
tung der aktuellen Planung stattfindenden Le- betriebsbedingten Störungen vor, welche Grundlage der
bensraumverluste für die Glattnatter (i.e. Schädi- ~rforderlichen Antragstellung sein wird.
jungsverbot von Nist- und Ruhestätten), die deut
liche Erhöhung des Tötungs- und Verletzungsrisi
kos der Glattnatter und der gebäudebewohnenden

Gemeinde Ostseebad Binz, BP 18 A ‚Wohnen in Block V‘
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Jogel- und Fledermausarten während der Bau-
phase und während der Betriebsphase derzeit
noch nicht durch ausreichende Maßnahmenpla
nungen betrachtet worden. Gerade die Flächen
seeseitig des Blocks V werden durch Besucher*in~
nen und Bewohner*innen erheblich entwertet,
wenn nicht durch geeignete Maßnahmen hier un
‚jestörte Lebensräume erhalten, zum Teil neu ge
schaffen und optimiert werden - hierzu ist die der
zeitige Planung noch nicht ausreichend aussage
kräftig.

Bei einer Vorortbegehung wurde ferner festge
stellt, dass bereits Arbeiten innerhalb des am süd
lichen Rand des Geltungsbereichs befindlichen In
nenhofes (“Handwerkerhof“) des eingeschossigen
Baus stattgefunden haben. Beim Vororttermin mit
len Planern und Vorhabenträgern wurde explizit
auf diese Gebäude und Hofflächen als Glattnatter
lebensraum und Winterquartier hingewiesen. Dass
nun hier bereits Beräumungen stattgefunden ha
ben, die offenbar ohne Genehmigung und ohne
5kologische Baubegleitung durchgeführt wurden,
ist zumindest befremdlich, wenn unmittelbar an
schließend gerade eine Lösung für die arten
schutzrechtlichen Konflikte gefunden werden soll!

Die als “benötigte Flächen“ für den ruhenden Ver
kehr sowie die als Aufforstungsflächen bezeichne
en Bereiche stellen derzeit maßgebliche Bestand
eile des Glattnatterlebensraums dar und werden
benfalls für den Erhalt der lokalen Population ein

schließlich der im Lebensraum diffus verteilten
Nist- und Ruhestätten “benötigt.“ Sofern nicht
lurch entsprechend gleichwertige Neuschaffung
ion Lebensräumen - möglicherweise bei paralleler
Reduktion des derzeit geplanten Flächenver
brauchs - diese Verluste ausgeglichen werden
können, kann dem Vorhaben nicht zugestimmt
werden. Durch teilweise in die Erde eingelassene
loppelstöckige Parkhäuser könnten hier zahlrei
±e Flächenverluste vermieden werden.

Die bisherigen Flächen, sowohl binnen- als auch
landseitig der KDF Bauten sind daher nicht ausrei
:hend, um eine Verschlechterung des Erhaltungs
zustands der vom Aussterben bedrohten Glattnat
er ausschließen zu können. Im Gegenteil muss
befürchtet werden, dass die Art vor Ort verschwin
ien könnte. Die nun für den Erhalt der Population
iorgesehenen Flächen existieren bereits heute
weitgehend und eine Projektion in die Zukunft bei
Untätigkeit und dann zu erwartender Waldentwick
lung ist artenschutzrechtlich nicht zulässig. Da im
~FB damit argumentiert wird, dass durch die ak
ive Neuschaffung von Wald als Ausgleich, der
Naldverlust ausgeglichen werden soll, gehen wie
bereits erwähnt auch damit weitere Lebensräume
ür die Glattnstter verloren, die artenschutzrecht
ich kompensiert werden müssen (vgl. Leitfaden
~rtenschutz des LUNG zum Thema Schädigungs
verbot bei Reptilien).

Gemeinde Ostseebad Binz, BP 18 A ‚Wohnen in Block V~‘
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Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das benachbarte
Bebauungsplangebiet ist nicht Gegenstand der Betrach
ungen.

Doppelstöckige Parkhäuser sind für die geplante Wohn-
nutzung wirtschaftlich nicht darstellbar. Unterirdische
Parkdecks bergen die Gefahr, dass Individuen sich verir
ren und zu Schaden kommen.

Es wurde eine flächenkonkrete Bilanzierung vorgelegt,
welche nicht kommentiert wird. Die Aussage „nicht aus
reichend“ ist zu pauschal. Darauf kann im Verfahren nicht
reagiert werden.
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Im Hinblick auf den Verweis im Kartierbericht auf
Jas Gutachten zur Lebensraumpotenzialanalyse
muss darauf hingewiesen werden, dass dieses
aus dem Jahr 2015 stammt. Seitdem sind großflä
:hige Lebensraumverluste (z. 8. BP 23) im Be
reich der Teilpopulation sowie Lebensraumzer
schneidungen zu verzeichnen, sodass hier eine
Verschlechterung angenommen werden muss. De.
Verweis auf die Winterquartiere der Glattnatter im
Block VI (außerhalb des Geltungsbereichs des
hier vorliegenden 8-Plans) ist zwar richtig, aber es
muss auch auf den eingeschossigen Bau unmittel
bar südlich des Geltungsbereichs und die dortigen
Ruinen/Habitatsstrukturen verwiesen werden, die
ebenfalls als geeignete Ganzjahreslebensräume
zu gelten haben. Diese werden in den Unterlagen
~ar nicht erwähnt und es fanden dort bereits Be
räumungsarbeiten statt.

Eine umfangreichere und detailliertere Planung
ion Bau- und Betriebsphase mit Maßnahmen zum
Lebensraumerhalt, zur Schaffung beruhigter Berei
Dhe (Zäune, Hecken, etc.) und zur am Vororttermir
besprochenen Korridoren zur Lebensraumvernet
zung nach Süden ist zwingend nötig. Diese Maß
nahmen müssen auch entsprechend vertraglich
jesichert und in der Planzeichnung textlich und in
Jer Karte dargestellt werden. Die bisherigen Aus
¶ührungen sind nicht detailliert genug oder können
aus artenschutzrechtlicher Sicht nicht akzeptiert
Nerden (z. B. 3:3.1 - die ökologische Baubeglei
ung ist für die Uberwachung und Dokumentation

aller Artenschutzmaßnahmen zuständig, beispiels
Neise auch für die Maßnahmen und Begleitung
ion 3.3.8). Sofern dieser Detailgrad nicht im 8-
Planverfahren geregelt werden kann, ist die be
reits erwähnte notwendige artenschutzrechtliche
Genehmigung hierzu entsprechend parallel zu be
antragen, da hier die entsprechenden Nebenbe
stimmungen auf jeden Fall geregelt werden kön
nen und müssen.

Da das Bauzeitenfenster nicht geeignet ist, sämtli
~he artenschutzrechtliche Konflikte im Zusammen
hang mit Brutvögeln oder Fledermäusen auszu
schließen, sind hier eindeutige Festlegungen in
len Textteil der Planzeichnung mit aufzunehmen.
Zahlreiche Brutvögel fangen bereits frühzeitig mit
lem Brutgeschehen an und können aufgrund der
Habitatausstattung auch nicht von vorneherein
3usgeschlossen werden. Als mögliche Arten, die
‘3uch regelmäßig in Siedlungen bzw. siedlungsna
hem Umfeld vorkommen, wären beispielsweise
ölgende Arten mit frühem Brutbeginn zu nennen:

Ringeltaube Anfang Februar

Waldkauz Anfang Februar

Naldohreule Anfang Februar

Buntspecht Anfang Februar

(~assungszeiträume Brutvögel nach Südbeck et

Gemeinde Ostseebad Binz, BP 18 A ‚Wohnen in Block V~‘
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\rtenschutzfachliche Gutachten gelten im Allgemeinen
ünf Jahre. Das Gutachten berücksichtigt bereits Flä
;henverluste durch die anstehende In-Nutzung-Nahme
1er Blöcke.

Im Zuge der Umsetzung der Bebauungspläne in Prora
vurden die in den jeweiligen Verfahren für angemessen
rachteten Kompensationsmaßnahmen ausgeführt. So

mit muss als Basis der Betrachtungen von einem Erhalt
1er Lebensraumeignung auch im größeren Zusammen
hang ausgegangen werden.

Der Bebauungsplan 23 a wird der Satzung entsprechend
umgesetzt. s.o.

3.0.

Die Planung wird im Zuge der Antragstellung detailliert.

Die Ergebnisse der Brutvogelkartierung aus dem Jahr
2020 liegen der Maßnahmenplanung zugrunde und wer
len in der Antragstellung berücksichtigt.
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al. 2005)

Die in der Artenschutztabelle Vögel des LUNG ge- Hinweis wird berücksichtigt.
machten Angaben zu den Brutzeiten liegen teil
weise noch deutlich vor den Angaben nach Süd-
beck et al. 2005). Hierbei ist zu beachten, dass die
geplanten Maßnahmen (Lebensraumneuschaffung
und Optimierung von Lebensräumen bereits vor
Beginn der Baufeldfreimachung umgesetzt und
wirksam sein müssen (Vgl. Leitfaden Artenschutz
Jes LUNG bzw. Guidance Dokument der EU-Kom
mission), um als CEF Maßnahme anerkannt zu
werden.

~uch die Kohlmeise wurde festgestellt: Bei der Hinweis wird berücksichtigt.
Kohlmeise gelten auch außerhalb der Brutzeiten
lie als Schlafplätze genutzten Höhlen als ge
schützt und unterliegen dem Zugriffsverbot des §
t4 (1) Nr. 3 BNatSchG. Als ganzjährig und über
mehrere Jahre geschützte Nist- und Ruhestätte
liegt hier eindeutig ein ganzjähriger Schutz vor, der
mm Gutachten jedoch in keiner Weise themati
siert wird.

Im Hinblick auf das Vorkommen von Fledermäu- Der UNB vorliegende Erkenntnisse zur Wirksamkeit der
sen müsste die Wirksamkeit der Maßnahmen etwa bereits durchgeführten Maßnahmen werden in der weite
lie Zweifarbfledermaus nachgewiesen werden: An ren Betrachtung gern entgegen genommen.
len anderen KDF Bauten wurden ebenfalls Maß
nahmen für Fledermäuse umgesetzt und es
könnte überprüft werden, ob die geeignet waren,
len Quartierverlust auszugleichen. Im Hinblick auf
lie Zweifarbfledermaus wäre zu überprüfen, ob
liese auch die bereits sanierten und nachts be
leuchteten Gebäudeabschnitte im Gleichen Maße
nutzt, wie vor der Sanierung.
Für die Umsetzung der Maßnahmen, insbeson- Hinweis wird berücksichtigt, ein Monitoring mit konkreten
lere Fledermäuse und Glattnatter, wird ein Moni- Forderungen wird Ergebnis der nachfolgenden Antrag
:oring gefordert, das den Erfolg der Maßnahmen stellung sein.
:eststellen bzw. ggfs. im Nachgang durch weitere

Die Umweltbaubegleitung unterstützt den UnternehmerMaßnahmen sicherstellen soll - dieses muss eben~
~lls bereits jetzt im Textteil der Planzeichnung bei der projekt- und bescheidkonformen Umsetzung sei

nes Vorhabens sowie dessen Dokumentation. Sie hat beestgeschrieben werden. Die ÖBB muss regelmä- ratende Funktion, in der Regel jedoch keine Weisungsbe~
ßig (lx pro Quartal) Zwischenberichte vorlegen,
lie die Umsetzung der Maßnahmen umfangreich ‘ugnis. Sie ist soweit „verlängerter Arm der Behörde“, wie

lies in einem Bescheid explizit festgehalten wird, anlokumentieren, auf Zeitverzüge/Probleme frühzei- sonsten ist sie nur dem Auftraggeber verantwortlich.
:ig hinweisen und Abstimmungen mit der UNB
recht- zeitig zu initiieren. Pauschale Monitoring-Berichtsintervalle unterhalb des

Jahresberichtes sind abzulehnen. Berichte sind abhängig
iom Baufortschritt und tatsächlichen Vorkommnissen als
~xtlaufende Dokumentation anzufertigen.

Die UBB ist als Überwachungsinstrument des Bauherrn
nicht darauf ausgerichtet, die UNB regelmäßig zu infor
mieren. Der Überwachende steht für die fachliche Rich
:igkeit. Inhaltlicher Austausch des Überwachenden mit
1er UNB im Fall von akuten Problemstellungen versteht
sich von selbst.

Ebenso muss der dauerhafte Erhalt der Maßnah Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Inhaltlich wird die
men, einschließlich der Sicherung der Pflege dei ser Aspekt in der konkreten Antragstellung abgehandelt.
Glattnatterlebensräume rechtlich abgesichert wer
Jen, so dass auch bei Besitzer- bzw. Eigentümer
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wechsel diese abgesichert sind - hier wäre die je
weilige dingliche Sicherung eine geeignete Maß
nahme.

VI. Brand- und Katastrophenschutz

ftnregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 02.12.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

~us der Sicht des vorbeugenden Brandschutzes
bestehen keine Bedenken zum o.g. Vorhaben. Es
sind folgende Grundsätze einzuhalten:

• Schaffung ausreichender Anfahrts-, Durchfahrts
bzw. Wendemöglichkeiten für Fahrzeuge der Feu
~rwehr und des Rettungsdienstes;

• Ordnungsgemäße Kennzeichnung der Wege,
Straßen, Plätze bzw. Gebäude (Straßennamen,
Hausnummern usw.),

• Die Bereitstellung der erforderlichen Löschwas
serversorgung von mindestens 48 m 3 / h ist in der
weiteren Planung zu beachten und in der Erschlie
ßungsphase umzusetzen.

Das Löschwasser ist gemäß dem Arbeitsblatt W Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
105, Stand: Februar 2008, des DVGW für den
Zeitraum von 2 Stunden1 innerhalb eines Radius
ton 300 m bereitzustellen. Dabei ist zu berück
sichtigen, dass dieser Radius die tatsächliche
Negstrecke betrifft und keine Luftlinie durch Ge
bäude bzw. über fremde Grundstücke darstellt.

Gemäß~ 2 Abs. 1 (Ziffer 4) des Gesetzes über den Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Brandschutz und die Technischen Hilfeleitungen
lurch die Feuerwehren für Mecklenburg-Vorpom
mern vom 31 Dezember 2015, in der derzeit gel
enden Fassung, ist die Gemeinde verpflichtet die
Löschwasserversorgung, als Grundschutz, in ih
rem Gebiet sicherzustellen.

VII. Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie

~nregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 02.11.2020

Das Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geo
logie M-V gibt zu den eingereichten Unterlagen
‚‘om 30.09.2020 keine Stellungnahme ab.

VIII. Denkmalschutz

ftnregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vorn 02.12.2020 Hinweis wird berücksichtigt, in der Begründung wird un

:er Pkt. D.7.2 ergänzt: „Im Geltungsbereich des BebauBaudenkmale: ungsplans befindet sich das Baudenkmal “501. Ehemali

In der Begründung ist Punkt D.6.2 zu streichen jes KdF- Bad als Gesamtanlage mit allen Freiflächen, al
und mit folgendem Text zu ersetzen: len Unterkunftsbauten (einschließlich Ruinen), zentralem

. . Platz, südlichem Gemeinschaftshaus mit EmpfangshalleIm Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet und Festsaal, Kaianlage, zwei RAD-Wohnlagern, zwei
sich das Baudenkmal 501. Ehernaliges KdF- Bad ~ngesteIltenwohnhäusern, Postgebäude, Bauleiter- und
als Gesamtanlage mit allen Freitlachen, allen Un- Hauptwache“. Jegliche Veränderungen des Denkmals,
:erkunftsbauten (einschließlich Ruinen), zentralem
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Platz, südlichem Gemeinschaftshaus mit Emp
‘angshalle und Festsaal, Kaianlage, zwei RAD
iVohnlagern, zwei Angestelltenwohnhäusern,
Postgebäude, Bauleiter- und Hauptwache“. Jegli
:he Veränderungen des Denkmals, seiner Umge
bung sowie dessen Umnutzung bedürfen der
~enkmaIrechtIichen Genehmigung gemäß § 7
Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern
(DSchG M-V).

In der Begründung findet sich keine Auseinander
setzung mit den denkmalpflegerischen Zielstellun
jen. Es bleibt hier z. 6. offen, inwieweit An- und
~ufbauten, die die Baugrenze überschreiten dür
~n aus denkmalrechtlicher Sicht zu bewerten
sind. Es ist auch nicht nachvollziehbar, inwieweit
3llein die Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse
Jie Erhaltung der denkmalwerten Kubatur gewähr
leisten oder steuern soll. Hierzu sind am Bestand
)rientierte Festsetzungen zur Höhe der baulichen
nlage als Höchstwert geeigneter.

seiner Umgebungibt~Äe dessen Umnutzung bedürfen
1er denkmalrechtlichen Genehmigung gemäß § 7 Denk
malschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M
J)

Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Das Maß der Nut
zung wird im Bebauungsplan so festgesetzt, dass eine
Uberformung der denkmalgeschützten Bausubstanz aus
jeschlossen wird. In Festsetzung und Begründung sind
~ussagen und denkmalpflegerische Zielstellungen zur
Uberschreitung der Baugrenze durch Balkone, verglaste
Loggien und Terrassen getroffen. Jegliche Veränderun
Jen des Denkmals, seiner Umgebung sowie dessen Um-
nutzung bedürfen zudem der denkmalrechtlichen Geneh
migung.

Bodendenkmale: Hinweis wird berücksichtigt, in der Begründung wird un
.. . .. er Pkt. D.7.1 der Behördenname “Landesamt für Boden-In der Begrundung ist Punkt D. 6.1 wie folgt zu an- ienkmalpflege“ in “Landesamt für Kultur und Denkmal

Jern: Der Behordenname Landesamt fur Boden- fle e“ eändert
Jenkmalpflege“ ist zu ändern in “Landesamt für g g
Kultur und Denkmalpflege“.

IX. Kataster und Vermessung

~nregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 06.10.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

In dem von Ihnen angegebenen Bereich befinden
sich keine Festpunkte der amtlichen geodätischen
Grundlagennetze des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern. Beachten Sie dennoch für weitere Pla
nungen und Vorhaben die Informationen im Merk
blatt über die Bedeutung und Erhaltung der Fest
punkte (Anlage).

Bitte beteiligen Sie auch die jeweiligen Landkreise Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
und kreisfreien Städte als zuständige Vermes
sungs- und Katasterbehörden, da diese im Rah
men von Liegenschaftsvermessungen das Aufnah
mepunktfeld aufbauen. Aufnahmepunkte sind
~benfalls zu schätzen.

Schreiben vom 02.12.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Prüfung des o.g. B-Planes (Stand:
)1.1O.2020) bezüglich der Angaben aus dem Lie
3enschaftskataster hat ergeben:

Planzeichnung Teil A

Die hier vorliegende Ausfertigung der Planzeich
nung bedarf noch einer Uberarbeitung und ist
ßnn zur Bestätigung der Richtigkeit des kataster
mäßigen Bestandes geeignet.

Vermarkte und unvermarkte Grenzpunkte werden Hinweis wird berücksichtigt. Die Unterscheidung in ver
nicht unterschieden. Die Benennung des Plange- markte und unvermarkte Grenzpunkte wurde in die Plan
bietes feh!t. Die Angabe der Gemarkung und Flur
rehlt. Ein Ubersichtsplan fehlt. Für die Bestätigung
Gemeinde Ostseebad Binz, BP 18 A Wohnen in Block V
Abwägung nach § 3(2) und § 4(2) BauGB
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1er katastermäßigen Richtigkeit der Planzeich
nung empfehle ich nachfolgenden Verfahrensver
merk:

Der katastermäßige Bestand im Geltungsbereich
les B-Planes am wird als richtig darge
stellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen
Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt,
lass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die rechts
‚erbindliche Liegenschaftskarte (ALKIS-Grundda
.enbestand) im Maßstab 1:1000 vorlegt. Regress
3nsprüche können nicht abgeleitet werden.

Gemeinde Ostseebad Binz, BP 18 A ‚Wohnen in Block V‘
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~eichnung übernommen sowie die Angabe der Gemar
kung und Flur sowie ein Ubersichtsplan.

Hinweis wird berücksichtigt. Als Verfahrensvermerk wird
‚jeführt: „Der katastermäßige Bestand im Geltungsbe
reich des B-Planes am wird als richtig darge
stellt bescheinigt. Hinsichtlich der lagerichtigen Darstel
lung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prü
~ing nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Liegen
schaftskarte (ALKIS-Grunddatenbestand) im Maßstab
1:1000 vorliegt. Regressansprüche können nicht abgelei
:et werden.‘

Begründung: s.o.

Die Plangrundlage ist nicht bezeichnet. Unter
PunktA. 1 “Lage und Größe des Plangebietes/
Geltungsbereiches“ fehlt die Angabe der Gemar
kung und der Flur der Flurstücke.

X. Tiefbau

~nregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 02.12.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zum o.g. B-Plan gebe ich hinsichtlich der Gemein
lestraßen und der sonstigen öffentlichen Straßen
i.S.d. Straßen- und Wegegesetz Mecklenburg-Vor-
pommern (StrWG-MV) folgende Stellungnahme
‘ab:

Für Baumaßnahmen an öffentlichen Verkehrsflä
;hen im Sinne des StrWG-MV ist eine Genehmi
‚jung nach~ 10 StrWG-MV einzuholen.

Der Träger der Straßenbaulast hat dafür einzu- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
stehen, dass die allgemein anerkannten Regeln
1er Baukunst und der Technik eingehalten werden
und ihre Bauten technisch allen Anforderungen der
Sicherheit und Ordnung genügen.

Die festgesetzten Verkehrsflächen sind ausrei- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Dhend zu bemessen, um die Verkehrsflächen ent
sprechend der vorgenannten Verpflichtung zu pla
nen und herzustellen.

XI. Verkehrssicherung und -lenkung

ftnregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 02.12.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Für die Errichtung eines verkehrsberuhigten Be
reichs ist ein niveaugleicher Ausbau der Straßen
lächen notwendig, gemeinsame Nutzung der Ver
kehrsflächen durch Fußgänger, Radfahrer und
Kraftfahrer. Des Weiteren ist die Verwaltungsvor
schrift der StVO zur Gestaltung eines verkehrsbe
ruhigten Bereichs zu beachten. Diese und die
Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen
(RASTO6) schreiben unter anderem auch Vorkeh
rungen für den Ruhenden Verkehr im Verkehrs
raum (zur Verkehrsberuhigung) vor.
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Zur Anordnung des Zeichens 325.1/325.2 “Ver
kehrsberuhigter Bereichen“ Stvo sollten keine
weiteren Verkehrszeichen in dem Bereich ange
)rdnet werden. Auch auf eine Markierung, außer
zur Kenntlichmachung von Parkplätzen, ist in dem
Bereich zu verzichten. Der verkehrsberuhigte Be
reich sollte der vorwiegenden Aufenthaltsfunktion
dienen. Durchgangsverkehr ist auszuschließen.
Die einschlägigen Regelwerke sind zu beachten.

Bei zu erwartendem hohen Radverkehr von und
nach Binz, ist die Anordnung eines Verkehrsberu
higten Bereiches nicht möglich, da dann die Auf
3nthaltsfunktion nicht überwiegt.

Eine abschließende Beurteilung kann nicht ge
macht werden, da zurzeit unklar ist, wie der öffent
liche Verkehr ausgeschlossen werden soll, sowohl
zu Block V als auch zur Jugendherberge. Wenn
die Zufahrt einem unbestimmten Personenkreis
rei steht, findet auch auf den als “Privatstraße“

jekennzeichneten Verkehrsflächen tatsächlich öf
‘entlicher Verkehr statt. Somit ist die Straßenver
kehrsbehörde Anordnungsbehörde für jegliche
~‘erkehrszeichen. Auch der Geh- und Radweg,
welcher der Offentlichkeit zur Verfügung steht, ist
durch mich als solcher anzuordnen. Begründung
sind unter anderem die Wegerechte GF 1 und GFI
1, wobei nicht eindeutig klar ist, wo welches We
2erecht gilt. Des Weiteren ist davon auszugehen,
dass tatsächlich öffentlicher Verkehr stattfindet,
weil nach der Begründung Besucherparkplätze an
jelegt werden sollen. Falls diese öffentlich oder füi
las Dokumentationszentrum gedacht sind, sind
die Empfehlungen für den ruhenden Verkehr
(ERA) anzuwenden. Hier sind unter anderem An
zahl von Parkplätzen für Menschen mit Handicap
sowie Größen und Zufahrten aufgezeigt.

Zur verkehrlichen Veränderung sind in der Begrün
dung falsche Aussagen getroffen worden. Da der
Block V zurzeit unbenutzt ist und 265 Wohneinhei
en entstehen, wird allein der Zielverkehr zuneh
men. Des Weiteren wird auch Suchverkehr (Park
raumsuche) sowie Rad- und Fußgängerverkehr
zunehmen. Entsprechende Schätzungen nach den
~inschlägigen Richtlinien sind zu erbringen. Außer
lem sind diesen zusätzlichen Wegen die Ver
kehrsflächen gegenüberzustellen. Sind diese ge
~ignet um den Verkehr aufzunehmen?

Gemeinde Ostseebad Binz, BP 18 A ‚Wohnen in Block V
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Hinweis wird berücksichtigt. In der Legende der Plan-
zeichnung werden die in der Planzeichnung dargestellten
und in der Begründung aufgeführten Wegerechte erläu
:ert.

Die Zufahrt eines nur bestimmten Personenkreises auf
die Privatstraßen wird mittels Schranken oder bewegli
:her Poller o.ä. sichergestellt. Der motorisierte, öffentli
:he Verkehr findet ausschließlich, wie in der Planzeich
nung dargestellt, auf der Planstraße A sowie der fünften
Straße statt.

Hinweis wird berücksichtigt. Der Pkt. E.1 .2 Verkehrsent
wicklung im Gebiet und im Umfeld wird wie folgt umfor
muliert: ‚Die Revitalisierung vom Block V durch Herstel
ung von ca. 265 Wohneinheiten wird zu einer Zunahme
les Zielverkehrs führen. Des Weiteren wird der Suchver
kehr (Aufsuchen der ca. 47 öffentlichen Stellplätze) sowie
1er Rad- und Fußgängerverkehr zunehmen. Dem wurde
in der Dimensionierung der Verkehrsflächen entspro

hen. So ist auf den Verkehrsflächen „Fünfte Straße“ und
„Planstraße“ der Begegnungsfall LKW-PKW lt. RAST 06
5. 17 möglich. Ein öffentlicher Durchgangsverkehr ist
lurch die getroffenen Festsetzungen im Geltungsbereich
ausgeschlossen.“

Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

\bschließend muss festgestellt werden, dass vor Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Rechtswirksamkeit des 8-Plans aus straßenver
kehrsbehördlicher Sicht nicht zugestimmt werden
kann.

Jerkehrsregelnde Maßnahmen, insbesondere Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
lurch Verkehrszeichen, unterliegen der Prüfung
und Genehmigung durch die Straßenverkehrsbe
hörde. Diese sind im Rahmen der Entwurfspla
nung gemeinsam abzustimmen und einzureichen.
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Es ist davon auszugehen, dass tatsächlich öffentli
Dher Verkehr stattfindet. Ein Beschilderungs- und
Markierungsplan ist in mindestens zweifacher Aus
ührung zur Prüfung und Genehmigung vorzule

‚]en.

In die notwendige straßenbauliche Entwurfspla- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
nung bitte die Straßenverkehrsbehörde frühzeitig
&nzubeziehen.

XII. Abfaliwirtschaft

O~nregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 02.12.2020 Hinweis wird berücksichtigt. Unter dem Pkt. B.1 .8 Techni

sche Infrastruktur wird der Pkt. B.1 .8.7 AbfallbewirtschafDer Landkreis Vorpommern-Rügen, Eigenbetrieb
~bfallwirtschaft nimmt zu der o. g. geplanten Sa- ung ergänzt „Im Plangebiet wird die Entsorgung derRest- sowie der Bioabfälle gemäß der Satzung über dienierungsmaßnahme wie folgt Stellung. ~bfaIlbewirtschaftung im Landkreis Vorpommern-Rügen

Bitte fügen Sie den Hinweis über die Abfallbewirt- in der jeweilig gültigen Fassung durch den Landkreis Vor
schaftung Ver- und Entsorgung zu den Planungs- pommern-Rügen, Eigenbetrieb Abfallwirtschaft bzw.
unterlagen hinzu: Jurch von ihm beauftragte Dritte durchgeführt. Weiterhin

~rfoIgt die Abholung und Entsorgung von Wertstoffen,
“Im Plangebiet wird die Entsorgung der Rest- so- vie Pappe, Papier, Glas und Verkaufsverpackungen,
vie der Bioabfälle gemäß der Satzung über die lurch hierfür beauftragte private Entsorger.“
\bfallbewirtschaftung im Landkreis Vorpommern
Rügen in der jeweilig gültigen Fassung durch den
Landkreis Vorpommern-Rügen, Eigenbetrieb Ab
ällwirtschaft bzw. durch von ihm beauftragte Dritte
lurchgeführt. Weiterhin erfolgt die Abholung und
Entsorgung von Wertstoffen, wie Pappe, Papier,
Glas und Verkaufsverpackungen, durch hierfür be
auftragte private Entsorger.“

Ich bitte Sie für die weitere Planung bezogen auf Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Sackgassen
lie spätere Befahrbarkeit der Straße Folgendes zusituation für die Müllfahrzeuge liegt nicht vor.
beachten:

Müll darf nur abgeholt werden, wenn die Zufahrt
zu Müllbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass

3m Rückwärtsfahren nicht erforderlich ist. Dies gilt
nicht, wenn ein kurzes Zurückstoßen für den Lade
forgang erforderlich ist, z. B. bei Absetzkippern.“
Zum Paragraphen 16 Nr. 1 legt die DGUV Vor
schrift 43 “Müllbeseitigung“ weiterhin fest: “Bei
Sackgassen muss die Möglichkeit bestehen, am
Ende der Straße zu wenden.“

Eine Wendeanlage ist aus Sicht des gesetzlichen Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Unfallversicherungsträgers idealerweise geeignet,
venn sie. einen Mindestdurchmesser von 20,00 m
zuzüglich der erforderlichen Freiräume von bis zu
2,00 m für die Fahrzeugüberhänge aufweist und in
1er Wendeplatten- mittefrei befahrbar ist. Wende

3nlagen müssen mindestens den Bildern 56- 59
1er unter Ziffer 6.1.2.2 genannten Wendeanlagen
1er Richtlinie für die Anlage von Stadtstraßen
(RASt 06) entsprechen, wobei andere Bauformen
91s Wendekreise oder -schleifen, z. 8. Wendehäm
mer, aus Sicht des gesetzlichen Unfallversiche
rungsträgers (siehe DGUV Information 214-033)
nur ausnahmsweise zulässig sind, wenn aufgrund
ion topographischen Gegebenheiten oder bereits
iorhandener Bausubstanz ein Wendekreis / -
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schleife nicht realisiert werden kann.

Für jede Wendeanlage sind ein Ausfahrtradius von Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
mindestens 10 m und eine Fahrbahnbreite von
mindestens 5,50 m zu planen.

Der Wendeplattenrand zuzüglich der erforderli
:hen Freiräume muss frei sein von Hindernissen
Nie Schaltschränke der Telekommunikation, Elekt
rizitätsversorgung oder Lichtmasten, Zäune und
ähnlichen Einschränkungen.

Bezüglich der Straßen regelt die DGUV Vorschrift Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
71 “Fahrzeuge“ (ehemals BGV D 29) im Paragra
phen 45 Abs. 1: “Fahrzeuge dürfen nur auf Fahr
.vegen oder in Bereichen betrieben werden, die
&n sicheres Fahren ermöglichen.“

Das bedeutet:

1. Die Straße muss für die zulässigen Achslasten
&nes Abfallsammelfahrzeuges ausreichend tragfä
hig sein (zulässiges Gesamtgewicht von Abfall-
Fahrzeugen beträgt max. 26 t). Die Straße muss so
angelegt sein, dass auf geneigtem Gelände aus
reichende Sicherheit gegen Umstürzen und Rut
schen gegeben ist.

2. Anliegerstraßen und -wege ohne Begegnungs- Hinweis wird berücksichtigt. Die Breite der Promenade
verkehr müssen eine ausreichende Breite von bzw. des Weges „Nordstrand“ wird von 3,50m auf mmd.
mindestens 3,55 m für die Vorwärtsfahrt bei gera- 3,55ni erhöht und in der Planzeichnung vermasst.
Jer Streckenführung haben. Dieses Maß ergibt
sich aus der Fahrzeugbreite (2,55 m) und einem
beidseitigen Sicherheitsabstand von je 0,5 m. An
liegerstraßen und —wege mit Begegnungsverkehr
müssen eine ausreichende Breite von mindestens
t,75 m haben.

Bei kurviger Streckenführung sind die Schleppkur
ten für dreiachsige Müllfahrzeuge zu beachten.
Bei 90-Grad-Kurven ist ein Platzbedarf im Kurven-
bereich von mindestens 5,50 m zu berücksichti
jen. Das Maß ergibt sich aus Messungen an ei
nem 10 m langen, 3-achsigen Abfallsammelfahr
zeug.

3. Die Straße muss eine lichte Durchfahrtshöhe Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
ion mindestens 4,00 m gewährleisten (Dächer,
Sträucher, Bäume, Straßenlaternen usw. dürfen
nicht in das Lichtraumprofil ragen).

L Die Straße muss so gestaltet sein, dass Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Schwellen und Durchfahrschleusen problemlos
ion Abfallsammelfahrzeugen überfahren werden
können (ohne Aufsetzen der Trittbretter, wobei die
niedrigste Höhe für Trittbretter nach DIN EN 1 501 -

1 Hecklader 450 mm beträgt; dabei sind auch
Rahmenkonstruktion und Fahrzeugüberhang und
Federweg zu berücksichtigen).

Beachten Sie bitte bei der Planung, dass die Ent- Hinweis wird berücksichtigt. Das GFL 1 wird dahinge
sorgungsfahrzeuge keine Privatstraßen und Be- hend in den Festsetzungen und der Begründung geän
.riebsgelände befahren dürfen. Jert, dass die entsprechende Fläche („Nordstrand‘ bzw.

die sog. Promenade) mit einem Gehrecht (und einem
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Fahrrecht für Fahrradfahrer5zugunstender Allgemein
heit, einem Fahrrecht zugunsten derAbfallwirtschaft, der
Feuerwehr und von Rettungsdiensten im Falle eines Not
älles und einem Leistungsrecht zugunsten der zuständi
jen Unternehmensträger zu belasten ist. Für die Privat-
straßen wird festgesetzt, dass diese mit Fahrrechten zu
junsten der Abfallwirtschaft, der Feuerwehr und von Ret
ungsdiensten im Falle eines Notfalles zu belasten sind.

Für den Fall, dass die o. g. Vorgaben nicht einge- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
halten werden können, regelt der Paragraph 15
\bsatz 5 der Satzung über die Abfallbewirtschaf
ung des Landkreises Vorpommern-Rügen:

‘Wenn das Sammelfahrzeug nicht am Grundstück
iorfahren kann, müssen die Abfallbehälter sowie
sperrige Gegenstände nach § 16 Absatz 1 der Ab
~llsatzung von den Uberlassungspf]ichtigen an
1er nächsten vom Sammelfahrzeug benutzbaren
Fahrstraße bereitgestellt werden. Der Eigenbetrieb
\bfallwirtschaft des Landkreises kann den Bereit
stellungsort der Abfallbehälter und Abfallsäcke
bzw. des Sperrmülls bestimmen.“

1.2) Straßenbauamt Stralsund

~nregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 30.10.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 18A
‘Wohnen in Block V“ bestehen aus straßenbauli
~her und verkehrlicher Sicht keine Einwände.

Diese Stellungnahme bezieht sich auf den stra- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Renbaulichen und straßenverkehrlichen Bereich
1er Straßen des überörtlichen Verkehrs, die in
meiner Verwaltung stehen.

1.3) Staatliches Amt für Raumordnung und Landesplanung Vorpommern

\nregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 18.11.2020 Sachdarstellung ist zutreffend.

Das o.g. Planungsvorhaben umfasst eine Fläche
ton ca. 10,2 ha im südlichen, bislang ungenutzten
Bereich von Block V des ehemaligen Kraft-durch-
Freude-Seebades in Prora. Mit der Aufstellung des
Bebauungsplans Nr. 18A“Wohnen im Block V“
sollen die Gebäudekämme 1-6 für Wohnnutzun
jen und der Kamm 7 für ein Dokumentationszent
rum (Bildungs- und Dokumentationszentrum Prora
~.V.) planungsrechtlich vorbereitet werden. Hierfür
verden im Geltungsbereich des o.g. B-Plans ein
allgemeines Wohngebiet sowie ein sonstiges Son
lergebiet für ein Dokumentationszentrum festge
setzt. Mit der Planung sollen ca. 265 Wohneinhei
en entstehen. Eine touristische Nutzung (d.h. Be
herbergungsbetriebe und Ferienwohnungen) wird
iusdrücklich ausgeschlossen. Die Gebäude wer
len im Rahmen der Sanierung sowohl an der
Nest- als auch an der Ostseite durch Terrassen
bzw. Balkone ergänzt. Parallel zum Gebäude wer
len die benötigten Stellplätze angeordnet.
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Mit dem o.g. Vorhaben werden folgende Planungs Sachdarstellung ist zutreffend.
ziele verfolgt:

~npassung der planungsrechtlichen Vorausset
wngen an veränderte Rahmenbedingungen (Die
angestrebte Wohnnutzung ist auf Grundlage des
rechtskräftigen B-Plans Nr. 18 “Jugendzeltplatz
Jugendherberge Prora“ nicht möglich. Eine erset
:ende Neuaufstellung ist für das Vorhabengebiet
~rforderlich.), Sicherung der planungsrechtlichen
/oraussetzungen zur Entwicklung neuer Wohnnut
:ungen sowie eines Ausstellungsbereiches, Wie
iernutzbarmachung kulturhistorischer bedeutsa
mer Gebäude.

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan (FNP) Sachdarstellung ist zutreffend.
~er Gemeinde Ostseebad Binz stellt den Gel
ungsbereich des B-Plans als sonstiges Sonderge
biet “Jugend-, Kultur-, Bildungs- und Gesundheits
3inrichtungen“ dar. Der FNP soll an die neuen Pla
nungsziele im Wege der Berichtigung angepasst
verden.

Landesplanerische Bewertung Sachdarstellung ist zutreffend.

Die Gemeinde Ostseebad Binz wird im Regionalen
Raumentwicklungsprogramm Vorpommern (RREP
/P, 2010) als Grundzentrum ausgewiesen und
stellt somit gemäß Ziel 4.1 (3) RREP VP einen
Schwerpunkt der Wohnbauflächenentwicklung dar.
Die Umnutzung der historischen Bausubstanz ent
spricht den Programmsätzen 4.1 (6) und 4.2 (6)
Jes RREP VR Im weiteren Verfahren ist der Pro
jrammsatz 4.1 (8) Landesraumentwicklungspro
jramm M-V (LEP M-V, 2016) zu berücksichtigen.

Der Komplex des ehemaligen KdF-Seebades in Sachdarstellung ist zutreffend.
Prora ist der einzige nahezu komplett erhaltene
Baukörper dieser Größenordnung aus der Zeit des
3. Reiches in Vorpommern und ein Flächendenk
mal entsprechend soll bei der nachhaltigen Ent
vicklung des Flächendenkmals Prora den kulturel
en und geschichtlichen Belangen Rechnung ge
ragen werden (Programmsatz 6.2.1 (4) des RREP
JP). Die Sicherung und Etablierung des Doku
mentationszentrums trägt dazu bei, dass die Ge
schichte Proras vor Ort in einer Bildungsstätte er
halten und erlebbar bleibt.

Der Gebäudebestand ist see- und landseitig von Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Naldflächen eingerahmt. Die Küstenwälder der
Planungsregion haben eine herausragende Be
Jeutung für den Küstenschutz, Naturschutz sowie
Jen Tourismus. Die Programmsätze 5.4.1 (6) des
RREP VP sowie 4.5 (8) LEP M-V sind zu berück
sichtigen.

Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 18A Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
‘Wohnen in Block V“ der Gemeinde Ostseebad
Binz ist mit den Zielen der Raumordnung verein
bar.
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1.4) Landesamt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern

ftnregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 02.11.2020 Sachdarstellung ist zutreffend.

~bteilung Naturschutz, Wasser und Boden

Im Plangebiet werden keine Gewässer 1. Ord
nung, in der Zuständigkeit des StALU Vorpom
mern befindliche wasserwirtschaftliche Anlagen
sowie weitere durch das StALU Vorpommern zu
‚ollziehende wasserbehördliche Entscheidungen
berührt.

Nie in den Unterlagen dargestellt, beträgt das Be- Sachdarstellung ist zutreffend.
messungshochwasser (BHW) für den betreffenden
Küstenabschnitt gemäß Richtlinie 2-5/2012 des
Regelwerkes „Küstenschutz M-V“ 2,60, NHN. Die
ser Wasserstand stellt einen Ruhewasserspiegel
lar und berücksichtigt nicht den mit Hochwasser
~inhergehenden Seegang bzw. Wellenlauf.

Nach mir vorliegenden Unterlagen (s.Anlage) ist
las Gebiet des BBP Nr. 1 8A bei Eintritt eines
BHW nicht überflutungsgefährdet.

Im Osten schließt sich der Dünenbereich an das Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
8-Plangebiet an. In diesem Zusammenhang ver
weise ich auf die Nutzungsbestimmungen des §
37 Abs. 1 LWaG M-V für seewärtige Dünen.

Eine naturschutzfachliche Zuständigkeit besteht Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
nicht.

Ihr Planvorhaben wurde aus der Sicht der von Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
meinem Amt zu vertretenden Belange des anla
‚jenbezogenen Immissionsschutzes geprüft. Im
Plangebiet befinden sich keine nach dem Bundes
Immissionsschutzgesetz genehmigungsbedürfti
jen Anlagen.

In ca. 800 m Entfernung, südwestlich des Plange- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
bietes befindet sich die genehmigungsbedürftige
\nlage zum Brechen und Klassieren der SAW
GmbH, sowie Lagerplätze für Boden und gebro
)henes Material. Auf Grund des Abstandes ist im
Plangebiet von der Einhaltung der gültigen Immis
sionsrichtwerte gemäß TA Lärm auszugehen.

\us Sicht der von meinem Amt zu vertretenden Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Belange des Abfallrechts bestehen keine Hin
weise.

1.5) Landesamt für Kultur und Denkmalpflege Mecklenburg-Vorpommern

~nregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 05.11.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Im Bereich des o. g. Vorhabens sind nach gegen
wärtigem Kenntnisstand mehrere Denkmale be
kannt, die durch die geplanten Maßnahmen be
rührt werden.

Baudenkmale Hinweis wird berücksichtigt.
Folgende denkmalfachliche Prämissen sind zu be
rücksichtigen:
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Das denkmalpflegerische Interesse besteht aus ar
Dhitekturhistorisch-städtebaulichen und sozialge
schichtlichen Gründen vor allem am Erhalt der Ge
samtanlage und der Architektursprache der einzel
nen Baukörper; dies muss bei der weiteren Pla
nung verbindlicher strukturbildender Elemente wie
~.ufriss, Kubatur, Kontur, Höhe, Konstruktion, Fas
saden- und Kammstruktur Beachtung finden. (H)

Der Denkmalwert der Anlage ist unumstritten.
Block V ist Teil dieser Liegenschaft, an dem die
Zeitfenster der Entstehung und Entwicklung deut
lich werden. Um die einzelnen Bedeutungsab
schnitte von Block V festzulegen, ist eine Be
standsaufnahme erforderlich, aus der sich die ein
zelnen Bereich zuordnen lassen. Generelle Festle
jungen am Block V sollten zuvor vermieden wer
ien. (A)

Mit dem B-Plan-Entwurf sind Veränderungen an
~er denkrnalgeschützten Substanz und dem Er
scheinungsbild vorgesehen. Daher ist gern. § 7
\bs. 6 in Verbindung mit Abs. 2 Buchstabe a
DSchG M-V für den Block V eine denkmalpflegeri
sche Zielstellung erforderlich. (A)
Die cienkmalpflegerische Zielstellung soll nach ei
ner kurzen historischen Einleitung, die die Baupha
sen des Blocks und die unterschiedlichen Nutzun
jen aufzeigt, eine umfassende Darstellung des
Bestandes erbringen. Dazu gehören Beschreibun
jen/Analysen aller Details (z.B. Putze, Fenster,
rüren, Treppen, Dächer, Konstruktionen) mit ihren
Erhaltungszuständen. Daraus können notwendige
Erhaltungs-/Reparatur-/Erneuerungsmaßnahmen
9bgeleitet werden, die nicht generalisiert werden
können. (H)
~bweichend vorn gestalterischen und funktionalen
Konzept für die Blöcke 1-1V soll für Block V auch
iie Zeit nach 1950, d.h. die NVA-Nutzung Berück
sichtigung finden, insbesondere Kämme 6 bis 7-
hier Beibehaltung der Fassadengestaltung auch
bezüglich der Fensteraufteilung und -abmessun
jen, keine Balkone und keine Offnung der Etagen
~er Liegehalle (zwischen den Kämmen 7 und 8)
mit dem Ziel, den überlieferten Baubestand als
Zeugnis der Kasernennutzung möglichst unverän
Jert zu übernehmen; dies muss bei der Sanierung
ion Kamm 6 (Treppenhaus 6 mit nördlich angren
~endem Verbinder) zwingend berücksichtigt wer
den. (A)

Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auflagen wer
len im nachgelagerten, denkmalrechtlichen Genehmi
jungsverfahren gemäß § 7 Denkmalschutzgesetz Meck
lenburg-Vorpommern (DSchG M-V) berücksichtigt.

Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auflagen wer
Jen im nachgelagerten, denkmalrechtlichen Genehmi
3ungsverfahren gemäß § 7 Denkmalschutzgesetz Meck
lenburg-Vorpommern (DSchG M-V) berücksichtigt.

Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auflagen wer
~en im nachgelagerten, denkmalrechtlichen Genehmi
jungsverfahren gemäß § 7 Denkmalschutzgesetz Meck
lenburg-Vorpommern (DSchG M-V) berücksichtigt.

Gemeinde Ostseebad Binz, BP ia A „Wohnen in Block V‘
Abwägung nach § 3(2) und § 4(2) BauGB

Für die Kämme 1 bis 5 werden Balkone, insbeson- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
~ere im Zusammenhang mit einer Wohnnutzung,
nicht grundsätzlich ausgeschlossen. (H)
Zur Textlichen Festsetzung Nr. 3.2.1: Eine Über- Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auflagen wer
schreitung der Baugrenzen für den seeseitigen An- ien im nachgelagerten, denkmalrechtlichen Genehmi
bau von Balkonen und verglasten Loggien ist um ‚jungsverfahren gemäß § 7 Denkmalschutzgesetz Meck
max. bis zu 2,0 m denkmalpflegerisch vertretbar. lenburg-Vorpommern (DSchG M-V) berücksichtigt.
Der Ausbau von Terrassen sowohl see- als
such landseitig ist auf das Tiefenmaß der Exemp
lare von Block IV zu beschränken, damit die ein-
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heitliche Erscheinung des langgestreckten Gebäu
les gewahrt wird. (A)
Kämme 1 bis 5 sind in jedem Fall in einheitlicher
Fassadengestaltung auszubilden. (A)

Zu II. Nachrichtliche Übernahmen: Es wird emp
‘ahlen, einen Genehmigungsvorbehalt für die Bau
lenkmalpflege einzufügen. Da es sich um ein Bau
ienkmal handelt, sind jegliche Baumaßnahmen
und Veränderungen gem. § 7 DSchG M-V geneh
migungspflichtig. (H)

Bodendenkmale
Im Bereich des Vorhabens sind Bodendenkmale
bekannt bzw. werden vermutet (vgl. beiliegende
Karte), die gemäß § 9 (6) BauGB nachrichtlich in
len Bebauungsplan zu übernehmen sind (Denk
mäler nach Landesrecht).
Dabei ist insbesondere die flächige Ausdehnung
Jer Bodendenkmale gemäß beiliegender Karte in
1er Planzeichnung darzustellen. Die Farbe Blau
kennzeichnet Bodendenkmale, deren Veränderung
)der Beseitigung nach § 7 DSchG MV genehmigt
verden kann. Zuständige Genehmigungsbehörden
sind die Landräte und Oberbürgermeister der
kreisfreien und großen kreisangehörigen Städte
31s untere Denkmalschutzbehörden bzw., sofern
lie vorgesehenen Maßnahmen eine Planfeststel
lung, Genehmigung, Erlaubnis, Bewilligung oder
Zulassung nach anderen gesetzlichen Bestimmun
jen als dem DSchG MV erfordern, die im jeweili
jen Verfahren federführenden Behörden.
Nichtiger Hinweis:
Die Denkmalfachbehörde, das Landesamt für Kul
ur und Denkmalpflege, stellt den zuständigen Ge
nehmigungsbehörden den Stand der Erfassung
(Inventarisierung) der Bodendenkmale als Karten
jrafiken (vgl. beiliegende Karte) und seit 2010 ta
jesaktuell über einen Web-Map-Service (WM
Dienst) zur Verfügung. Die Bodendenkmale sind
labei entweder als unregelmäßige Flächen oder
als Kreisflächen ausgewiesen.

Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Auflagen wer
len im nachgelagerten, denkmalrechtlichen Genehmi
jungsverfahren gemäß § 7 Denkmalschutzgesetz Meck
enburg-Vorpommern (DSchG M-V) berücksichtigt.

Hinweis wird berücksichtigt, in der Begründung wird un
:er Pkt. D.7.2 ergänzt: „Im Geltungsbereich des Bebau
ungsplans befindet sich das Baudenkmal “501. Ehemali
jes KdF- Bad als Gesamtanlage mit allen Freiflächen,
allen Unterkunftsbauten (einschließlich Ruinen), zentra
lem Platz, südlichem Gemeinschaftshaus mit Empfangs-
halle und Festsaal, Kaianlage, zwei RAD-Wohnlagern,
zwei Angestelltenwohnhäusern, Postgebäude, Bauleiter
und Hauptwache. Jegliche Veränderungen des Denk
maIs, seiner Umgebung sowie dessen Umnutzung be
lürfen der denkmalrechtlichen Genehmigung gemäß § 7
Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern
(DSchG M-V).“

Hinweis wird berücksichtigt, die genannten Bodendenk
male werden gemäß § 9(6) BauGB nachrichtlich in die
Planzeichnung und die Begründung des Bebauungs
plans übernommen.

Hinweis wird berücksichtigt, die flächige Ausdehnung der
jenannten Bodendenkmale wird in der Farbe Blau ge
kennzeichnet als Bodendenkmale, deren Veränderung o
~er Beseitigung nach § 7 DSchG MV genehmigt werden
kann.
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Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Dabei ist bei den standardmäßig als Kreisflächen Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
ausgewiesenen Bodendenkmalen von vornherein
klar und mit der exakt symmetrischen Form kennt
lich gemacht, dass es sich bei diesen Flächen um
iermutete Bodendenkmalsflächen handelt. Denn
anderenfalls, also bei präzise bestimmten Boden
ienkmalen, wäre eine stets regelmäßige Symmet
rie der Bodendenkmalsfläche nicht zu erwarten.
In einem Urteil vom 27. April 2017 hat das Verwal- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Gemeinde Ostseebad Binz, BP 18 A ‚Wohnen in Block V
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:ungsgericht Schwerin (2 A 3548/15 SN) festge
stellt, dass das Denkmalschutzgesetz Mecklen
burg-Vorpommern (DSchG MV) keine Ermächti
jungsgrundlage fürAuflagen zur Sicherstellung
und Bergung vermuteter Bodendenkmale zu Las
en des Bauherrn gibt.
Im Einzelnen stellt das Gericht (im Folgenden Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
vörtlich zitiert) fest:
(Rn. 43), “Nach dem eindeutigen Wortlaut knüpft §
7 Abs. 1, 5 DSchG MV an das tatsächliche Vorlie
jen eines Denkmals an. Der bloße Verdacht ge
nügt - auch wenn er auf konkrete Tatsachen ge
stützt sein mag - nicht.“ ____________________________________
(Rn. 51), Im Ergebnis genügt es für die Annahme Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

iner Grundstücksfläche als Bodendenkmal wegen
Jes mit einer Unterschutzstellung verbundenen
Eingriffs in Grundrechtspositionen der Grundstück
seigentümer und -nutzer nicht, dass das Vorhan
~ensein eines Bodendenkmals nur vermutet oder
3uch nur für überwiegend wahrscheinlich gehalten
wird ______________________________________________
(Rn. 54), “Auch ermächtigt § 7 Abs. 5 i.V.m. § 11 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
DSchG MV nicht zur Verpflichtung eines Bauherrn
zur Heranziehung von archäologischen Aufsehern
Dder Baubegleitern. Ebenso wenig kann aus die
sen Normen die Ermächtigung zur Verpflichtung ei
nes Bauherrn zur Bergung und Erfassung der ge
rundenen Denkmale oder zur Information über die
in Aussicht genommenen Maßnahmen abgeleitet
werden. Beides ist nach § 4 Abs. 2 i.V.m. § 11 Abs.
4 DSchG MV originäre Aufgabe der Denkmalfach
behörde bzw. unteren Denkmalschutzbehörden.

Die denkmalbezogenen Verpflichtungen des Bau
herrn beschränken sich im Wesentlichen auf die
~uskunfts-, Anzeige- und Erhaltungspfiicht (vgl. §~
aAbs.1, 11 Abs. 2,3 DSchG MV).“ ___________________________________________
Die zuständige Genehmigungsbehörde muss da- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
her vor Ausstellung eines Bescheides zur vom Vor
habensträger beantragten Maßnahme gemäß dem
iorstehenden Gerichtsurteil sorgfältig prüfen und
~igenständig entscheiden, ob sie Auflagen zur Si
Dherstellung und Bergung vermuteter Bodendenk
male zu Lasten des Vorhabensträgers über die
ienkmalbezogenen Verpflichtungen des Vorha
bensträgers (vgl. §~ 9Abs.1, 11 Abs. 2, 3 DSchG
MV) hinaus als Nebenbestimmung gemäß § 7 Abs.
5 DSchG MV in die Genehmigung aufnimmt. ______________________________________________
So hat beispielsweise die Stadt Rostock in der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Folge des vorgenannten Gerichtsurteils nach sorg
‘ältiger Prüfung eigenständig für ihren Verantwor
:ungsbereich verfügt, dass Auflagen zu Lasten des
Jorhabensträgers (über die §~ 9, Abs. 1, 11 Abs. 2,
3 DSchG MV hinaus) nur dann in Betracht kom
men, wenn die betroffenen Grundstücksfiächen
gemäß dem geltenden Recht ordnungsgemäß
sls Grabungsschutzgebiete, d.h.: bereits vor kon
kreten Genehmigungsanträgen im Einzelfall in ei
nem standardisierten Verfahren nach Anhörung
potentiell betroffener Grundstückseigentümer (~ 14
in Verb. mit § 5 DSchG MV), ausgewiesen sind. _________________________________________________
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Für Bodendenkmale, die bei Erdarbeiten zufällig Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
neu entdeckt werden, gelten die Bestimmungen
ies § 11 DSchG MV. In diesem Fall ist die untere
Denkmalschutzbehörde unverzüglich zu benach
richtigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis
zum Eintreffen eines Mitarbeiters oder Beauftrag
en des Landesamtes in unverändertem Zustand

zu erhalten. Die Verpflichtung erlischt fünf Werk
age nach Zugang der Anzeige.
1.6) Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern

~nregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 30.10.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

hiermit teile ich Ihnen mit, dass es zu dem o. g.
Bebauungsplan derzeit keine Bedenken gibt.
/orliegende Bauanträge von Antragstellern für ge- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
verbliche Betriebe und Einrichtungen können dem
LAGuS M-V, Dezernat Stralsund, vor Beginn der
Baumaßnahme durch den Antragsteller oder deren
Beauftragte zur Stellungnahme zugeleitet werden.
Nährend der Vorbereitungs- und Ausführungs- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
phase des Bauvorhabens sind vom Bauherrn die
\nforderungen aus der Baustellenverordnung ein
tuhalten bzw. umzusetzen.
In diesem Zusammenhang ist insbesondere für
ien Fall, dass an diesem Vorhaben mehrere Ar
beitgeber gleichzeitig oder nacheinander tätig wer
ien, ein geeigneter Sicherheits- und Gesundheits
schutzkoordinator zu bestellen sowie durch diesen

ine Unterlage für spätere Arbeiten an der bauli
Dhen Anlage zusammenzustellen.
Eine damit erforderlichenfalls verbundene Voran- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
kündigung der Baumaßnahmen ist spätestens 14
rage vor Baubeginn an das Landesamt für Ge
sundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern,
~bteiIung Arbeitsschutz und technische Sicherheit,
Dezernat Stralsund zu übersenden. (Baustellen
ierordnung — BaustellV) vom 10. Juni 1998 (BGBI.
1,5. 1283)
Sollen vor Beginn der Bebauung auf dem Gelände Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
noch vorhandene Gebäude abgebrochen bzw. sa
niert werden. möchte ich sie darauf aufmerksam
machen, dass derAuftraggebervordem Beginn
Jer Arbeiten im/am Gebäude eine Ermittlung der
iermuteten Gefahrstoffe (Künstliche Mineralfasern,
asbesthaltige Materialien, teerhaltige Produkte u.
5.) und eine Abschätzung der von diesen im Sinne
ier Sicherheit und des Gesundheitsschutzes mög
licherweise ausgehenden Gefährdung vorzuneh
men oder durchzuführen lassen hat. (Gefahr
stoffverordnung § 6)
Die Ergebnisse dieser Ermittlung sind zu doku
mentieren und allen Aufragnehmern, die eventuell
iuf der Baustelle tätig sein werden, zur Verfügung
~u stellen. (Gefahrstoffverordnung § 15 (5)).
/or Abbruch- und Sanierungsarbeiten sind die ge- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
ährstoffhaltigen Materialien ordnungsgemäß zu
3ntfernen. Des Weiteren sind für Tätigkeiten mit
jefahrstoffhaltigen Materialien personelle und
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1.7) Landesforst Mecklenburg-Vorpommern

~nregungen und Bedenken
Schreiben vom 12.11.2020

im Geltungsbereich des B-Planes Nr. 18A befindet
sich nach der gesetzlichen Klassifizierung derzeit
Nald im Sinne des § 2 LWaldGl. Im Vorfeld der
~ufstellung des 8-Planes fanden umfangreiche
Jorabsprachen mit dem Forstamt statt. Die Plan-
zeichnung des Bebauungsplanes entspricht die
sen. Die im B-Plan festgesetzten Baufenster be
rücksichtigen einen Waldabstand von 20 m zu
baulichen Anlagen, welcher entsprechend Waldab
standsverordnung 2 §2 Abs.:2 für den gesamten
Bereich des ehemaligen KdF-Bads festgelegt
wurde. Die nach Alternativprüfung festgelegten
Naldumwandlungsflächen und die geplanten Auf
:orstungsflächen sind in der Planzeichnung enthal
:en.
Die Bilanzierung der Kompensation der Waldum
wandlungsl9ächen (Punkt 3.3.) entspricht den Vor-
absprachen ebenso wie die textlichen Festlegun
.jen unter Punkt D.5.3.. Unter diesem Punkt hat
sich ein Schreibfehler eingeschlichen - bei Anstrich
5 muss es heißen: ...Auf ca. 50m Länge und 1 m
Breite bodendeckender Bewuchs aus der
Zauntrasse entfernen
Die entsprechend der oben genannten Bilanzie
rung zu erbringenden Waldpunkte (externe Wald
ausgleich von 1.367 Waldpunkten) wird über den
Naldkompensationspool Nr. 56 (Gemarkung Vor-
werk) auf der Insel Rügen erbracht. Der Nachweis
über den Vertrag liegt dem FoA vor (wurde über
We Gemeinde am 26.10.2020 nachgereicht).
Für die innerhalb des B-Plan Gebietes gelegenen
geplanten Aufforstungsflächen liegt derzeit keine
Erstaufforstungsgenehmigung vor. Diese muss
~ntsprechend beantragt werden damit die notwen
iige Umwandlungserklärung erteilt werden kann.
Für die Flächen des Jugendherbergswerkes liegt
&n Erstaufforstungsantrag bereits im F0A vor. Der
zeit erfolgt die Prüfung der Genehmigungsfähig
keit.

Die Antragstellung erfolgte mit Schreiben vom
16.11.2020. Es liegt inzwischen die Erstaufforstungsge
nehmigung vom 08.01.2021 vor. Die Umwandlungserklä
rung nach § 1 5a (2) Landeswaldgesetz M-V wurde vom
Forstamt Rügen im Schreiben vom 22. Januar 2021 er
eilt. Diese ersetzt nicht die Umwandlungsgenehmigung
‚jemäß § 15 Landeswaldgesetz M-V vor Umsetzung der
Maßnahmen.

Gemeinde Ostseebad Binz, BP 18 A „Wohnen in Block V~
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:echnische Voraussetzungen gem. Gefahrstoffver
)rdnung i.V. mit den Technischen Regeln für Ge
‘ahrstoffe (TRGS) notwendig. Diese Arbeiten sind
rechtzeitig vor Beginn bei unserer Behörde (Tätig
keiten mit Asbest) bzw. bei Abbruch von PAK-halti
‚jen und KMF- haltigen Materialien der Bau BG an
zuzeigen und unserer Behörde als Kopie zuzusen
den.

Abwägung

Hinweis wird bestätigt.

Hinweis wird berücksichtigt.

Hinweis wird bestätigt.

Der B-Plan ist forstbehördlich abzulehnen, die Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Da die Erstauf
Naldumwandlungsgenehmigung kann nicht erteilt ~rstungsgenehmigung inzwischen vorliegt, wird von ei
Nerden. Die Stellungnahme ist negativ zu werten. ner forstbehördlichen Zustimmungsfähigkeit ausgegan
Für den Fall, dass für alle geplanten Erstauffors- ‚jen.
ungsflächen eine Erstaufforstungsgenehmigung
vorliegt, wird die forstbehördliche Zustimmung zum
B-Plan in Aussicht gestellt.
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1.8) Zweckverband Wasserversorgung und Abwasserbehandlung Rügen

~nregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 13.10.2020 Sachdarstellung ist zutreffend.

Dem ZWAR obliegen als ver- und entsorgungs
pflichtige Körperschaft gemäß Landeswasserge
setz M-V die Aufgaben der Wasserver- und Ab
Nasserentsorgung auf den Inseln Rügen und Hid
Jensee. Weiterhin erfolgt durch den ZWAR in gro
ßen Teilen seines Versorgungsgebietes der Breit
bandausbau für schnelles Internet.

Zum o.g. Bebauungsplan erfolgt folgende Stel
lungnahme:

1. Trinkwasserversorgung und Schmutzwasser- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
entsorgung

Jor dem Block V verlaufen östlich neben der
Straße eine öffentliche Schmutzwasserentsor
jungsleitung und westlich neben der Straße eine
5ffentliche Trinkwasserversorgungsleitung. Die
Neu- bzw. Umbauten sind an diese Leitungen an
!uschließen.

Die technischen Anschlussbedingungen werden Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
nach Antragstellung gemäß §9 Abs. 3 Wasserver
sorgungssatzung/ ZWAR und §5 Abs.1 Abwasser
3nschlusssatzung/ ZWAR im Antragsverfahren
estgelegt.

2. Niederschlagswasserentsorgung Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Im Bereich des Plangebietes sind keine öffentli
;hen Niederschlagswasserentsorgungsanlagen
~ur Grundstücksentwässerung vorhanden und ist
deren Bau gemäß langfristigem Konzept des
ZWAR auch nicht geplant.

Gemäß §55 Abs.2 Wasserhaushaltsgesetz soll Hinweis wird berücksichtigt. Ergänzend festgesetzt wird
las Niederschlagswasser ortsnah versickert, ver- unter Pkt. 5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur
rieselt oder direkt ohne Vermischung mit Schmutz- Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (~ 9
wasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit BauGB, Nr.25a) der Pkt. „Regenwasserversickerung: Auf
lem weder wasserrechtliche noch sonstige öffent- len als Allgemeines Wohngebiet und Sondergebiet „Do
ich-rechtliche Vorschriften noch wasserrechtliche kurnentationszentrum“ ausgewiesenen Grundstücksfiä
Belange entgegenstehen. Wenn mit entsprechen- ~hen ist gem. §9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB die Versickerung
lem Gutachten nachgewiesen wurde, dass die da- les Regenwassers sicherzustellen. Das Regenwasser ist
•ür erforderlichen örtlichen Voraussetzungen gege- über private Versickerungsschächte und/oder Rigolen
ben sind, entfällt gemäß §40 Abs.3 Nr.2LWaG M-V bzw. Versickerungsmulden auf den Grundstücken zu ver
lie Pflicht zur Beseitigung des Niederschlagswas- sickern. Alle ausgewiesenen öffentlichen Parkplatzflä
$ers durch den ZWAR. Dazu ist dann derjenige hen, die Verkehrsflächen mit besonderer Zweckbestim
‘erpflichtet, bei dem das Niederschlagswasser an- mung sowie die privaten Stellplatzflächen sind gem.
ällt. Dies bedarf gemäß §32 Abs.4 LWaG M-V der ‚Jem. §9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB wasserdurchlässig zu be
~atzungsrechtlichen Regelung im B-Plan. estigen. Dafür können Schotterrasen, Rasengittersteine,

und/oder Rasenfugenpflaster, Okopflaster, wassergebun
lene Decken und ein großporiges- bzw. offenfugiges
Pflaster verwendet werden.“

In der Begründung wird unter dem Pkt. D.5. ergänzt: „Re
jenwasserversickerung: 1. Festsetzungstext (s.o.), 2.
Begründung: Die Versickerungsanlagen sind entspre
~hend der bestehenden gesetzlichen Vorgaben zu di
mensionieren. Die Versickerungsanlagen sind privat zu
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Narten und auf Dauer zu unterhalten. Die örtlichen Be
iingungen zur Versickerung sind im Rahmen der Geo
technischen Voruntersuchung zum Generalentwässe
rungsplan Prora durch das Ingenieurbüro Weiße, Bergen
im Jahr 2004 untersucht und die Versickerungsfähigkeit
ies Bodens nachgewiesen worden. Die daraus resultie
renden technischen Lösungen sind in den Bauantragsun
erlagen nachzuweisen.“

Die Niederschlagswasserentsorgung der angren- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
zenden, bereits sanierten Blöcke erfolgt dement
sprechend über Versickerungsanlagen.

Die Errichtung von grundstücksbezogenen Anla- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
.jen zur Versickerung, Verrieselung oder Ableitung
ion Niederschlagswasser bedarf der Anzeige bei
Jer zuständigen Wasserbehörde bzw. deren Ge
nehmigung im Falle der Einleitung in ein öffentli
:hes Gewässer.

3 Löschwasserversorgung Hinweis wird berücksichtigt. Es erfolgt eine Anpassung
•. . ies Absatzes B.1.8.3 „Löschwasserversorgung“Uber die im naheren Umfeld des Plangebietes be
stehenden Hydranten/ Hy-Nr. 46045, 46046 und
46047 können maximal 96,00 m3/h Löschwasser
bereitgestellt werden. Bei gleichzeitiger Nutzung
mehrerer Hydranten steht auch maximal 96,00
m3/h Löschwasser zur Verfügung.

Die aktuellen Hydrantenpläne mit den Übersichten
zur Leistungsfähigkeit der einzelnen Hydranten
Nurden der Gemeinde Ostseebad Binz überge
ben.

Bei höherem Löschwasserbedarf sind zusätzliche
Maßnahmen erforderlich.

4. Breitbandausbau Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Der Aufbau einer Breitbandinfrastruktur in Binzf
Prora ist nicht Bestandteil derzeit bestehender
Förderaufrufe.

Ob der ZWAR hier in Zukunft tätig wird, ergibt sich
sus den diesbezüglich weiterführenden politischen
Entscheidungen und Planungen, die derzeit noch
nicht konkret absehbar sind.

5. Allgemeines Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Kosten für die innere Erschließung und maß
nahmenbezogene Netzerweiterungen inkl. Plan-
leistungen (Pkt. 1) sind vom Bauherr? Erschlie
ßungsträger zu übernehmen.

Nenn die erforderlichen Maßnahmen zur Erschlie- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
ßung den Umfang zur Herstellung der Anschlüsse
jemäß §9 Abs.3 Wasserversorgungssatzung?
ZWAR und §5 Abs.1 Abwasseranschlusssatzung/
ZWAR überschreiten, sind diese in einem Er
schließungsvertrag mit dem ZWAR zu regeln. Als
Grundlage dafür ist dann in Abstimmung mit dem
ZWAR eine entsprechende Erschließungsplanung
ion einem Fachplanungsbüro zu erstellen.

Die Erschließung von B-Plangebieten erfolgt nicht Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
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~f~~uftrag und nicht zu Lasten des ZWAR.

1.9) Polizeipräsidium Neubrandenburg

ftnregungen und Bedenken Abwägung
Schreiben vom 06.10.2020

Seitens der Polizeiinspektion Stralsund bestehen Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
w dem o.g. BV keine Bedenken. Folgende Hin
Neise seien jedoch für die Planung und Bebauung
‚jegeben.
~usreichende Ein- und Ausfahrbreiten zu Grund- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
stückszufahrten, optimaler Weise breiter als das
jesetzlich geforderte bzw. empfohlene Mindest
maß
~usreichende Sichtweiten bzgl. Bebauung und Be- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
~rünung sowohl im Bereich der Grundstückszu
‘ahrten als auch der Planstraße
~usreichende Park- bzw. Abstellmöglichkeiten für Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Fahrzeuge, die überall ein gefahrenloses Passie
ren des fließenden Verkehrs ermöglichen
Bauliche Gestaltung/Anpassung der Straße, die Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
?ine ggf. geplante Geschwindigkeitsreduzierung
realistisch und einhaltbar macht
Bauliche Gestaltung der Straße, die ein gefahren- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
loses/gefahrenarmes Teilnehmen am Straßenver
kehr, insbesondere von schwachen Verkehrsteil
nehmern ermöglicht

Begründend für die Hinweise ist anzuführen, dass Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
~rfahrungsgemäß die Anzahl der letztlich zur Ver
‘ügung stehenden Parkflächen auch im ländlichen
Raum, da die Bebauung und Gestaltung der
Grundstücke das Parken auf eben diesen nicht zu
lässt, nicht ausreichend ist. Dies führt regelmäßig
~azu, dass andere Flächen, insbesondere die
Fahrbahn, auch im Bereich von Zufahrten zum Ab
stellen von Fahrzeugen genutzt werden. Dies engt
Jen zur Verfügung stehenden Raum zur Nutzung
ier Fahrbahn für andere Verkehrsteilnehmer
~norm ein und führt erwartungsgemäß zu Konflik
:en sowohl zwischen dem fließenden und ruhen
Jen Verkehr als auch schwächeren Verkehrsteil
nehmern. Weiterhin gibt es immer wieder Hinweise
ion Anwohnern, dass in Wohngebieten deutlich
höhere als die zulässigen Höchstgeschwindigkei
en gefahren werden. Dies sind zunächst subjek
ive Wahrnehmungen. Selbst wenn sich dies ob

•ektiv belegen lässt, gestaltet sich die Durchset
zung von Geschwindigkeitsreduzierungen schwer.
Daher sollte die bauliche Struktur zur Durchset
zung solcher Maßnahmen bereits in der Planung
berücksichtigt werden.

1.10) EWE NETZ GmbH

Mregungen und Bedenken Abwägung

Schreiben vom 13.10.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
In dem Plangebiet befinden sich Gasverteilungslei
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ungen der EWE NETZ GmbH mit den zugehöri
jen Anlagen.

Diese Leitungen und Anlagen müssen in ihren Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
rrassen (Lage) und Standorten (Bestand) erhalten
bleiben und dürfen weder beschädigt, überbaut,
überpflanzt oder anderweitig gefährdet werden.
Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und
\nlagen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch
rechtlich beeinträchtigt werden.

Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Beden- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
ken oder Anregungen vorzubringen.

Bevor Sie die Grundstücke zur Bebauung freige- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
ben, sorgen Sie bitte dafür, dass die Versorgungs
träger in der von Ihnen zur Verfügung zu stellen
Jen Leitungstrasse alle notwendigen Arbeiten aus-
rühren können. Grundlage für die Leitungstrasse
sind Bauvorschriften und Sicherheitshinweise der
EWE NETZ GmbH sowie u.a. BGV C22, BGR 500,
BGI53I und BG1759. Dabei sind die Leitungstras
sen so zu planen, dass die geforderten Mindestab
stände gemäß VDE und DVGW Regelwerke ein
‚~ehalten werden. Im Bebauungsplan ist für die pn
iaten Straßenflächen ein Leitungs- und Wegerecht
‘ür die EWE NETZ GmbH festzulegen.

Eine Oberflächenbefestigung im Bereich von Ver- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
sorgungsleitungen sollte so geplant werden, dass
Jie Herstellung von Hausanschlüssen, Störungs
beseitigungen, Rohrnetzkontrollen usw. problemlos
Jurchgeführt werden können. Eine eventuelle Be
pflanzung darf nur mit flachwurzelnden Gehölzen
3usgeführt werden, um eine Beschädigung der
Jersorgungsleitungen auszuschließen. Eine Uber
bauung unserer Anlagen ist unzulässig.

Somit bestehen unsererseits keine Bedenken ge- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
‚jenüber dem vorstehenden B-Plan “iSA“.

Nir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
?inzubeziehen und uns frühzeitig zu beteiligen.
Sollten Anpassungen unserer Anlagen, wie z.B.
~nderungen, Beseitigung, Neuherstellung der An
lagen an anderem Ort (Versetzung) oder andere
notwendige Betriebsarbeiten wegen begründeter
Jorgaben oder Freigaben erforderlich werden, sol
len für die technische Vorgehensweise die gelten
len gesetzlichen Regelungen und die anerkannten
Regeln der Technik gelten. Die Kosten der Anpas
sungen bzw. Betriebsarbeiten sind von dem Vorha
benträger vollständig zu tragen und dementspre
:hend der EWE NETZ GmbH zu erstatten, es sei
lenn der Vorhabenträger und die EWE NETZ
GmbH haben eine anderslautende Kostenvertei
lung vertraglich geregelt.

Die EWE NETZ GmbH plant im Zuge des Bauvor- Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
habens, die Mitverlegung von einer Versorgungs
leitung dliO. Wir bitten Sie, dieses im Plangeneh
migungsverfahren zu berücksichtigen.
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1.11) Vodafone GmbH/ Vodafone Kabel Deutschland GmbH

Schreiben vom 19.10.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Es werden keine Einwände geltend gemacht. Im
Planbereich befinden sich keine Telekommuni
kationsanlagen unseres Unternehmens. Eine
Neuverlegung von Telekommunikationsanlagen
ist unsererseits derzeit nicht geplant.

1.12) Deutsche Bahn AG

~nregungen und Bedenken Abwägung

Schreiben vom 20.10.2020 Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Immobilienrechtliche Belange
In den Geltungsbereich des Bebauungsplans sind
keine Grundstücke der Deutschen Bahn AG mit
~inbezogen.

Infrastrukturelle Belange Hinweis wird zur Kenntnis genommen.
Durch den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der
Bahnanlagen entstehen Emissionen (insbesondere
Luft- und Körperschall, Abgase, Funkenflug, Ab
riebe etc.), die zu Immissionen an benachbarter
Bebauung führen können.
Gegen die aus dem Eisenbahnbetrieb ausgehen
Jen Emissionen sind erforderlichenfalls von der
Gemeinde oder den einzelnen Bauherren auf ei-
jene Kosten geeignete Schutzmaßnahmen vorzu
sehen bzw. vorzunehmen.

1.13) benachbarte Gemeinden ohne Anregungen und Hinweise

2) Träger öffentlicher Belange ohne Anregungen und Hinweise

— Evangelisches Pfarrhaus Binz, Schreiben vom 07.10.2020
— Wasser- und Bodenverband, 20.10.2020
— Handelsverband Nord, 30.10.2020
— Handwerkskammer Ostmecklenburg-Vorpommern, 29.10.2020
— Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt Vorpommern, Abteilung Landwirtschaft und Flurneu

ordnungsbehörde, 05.11.2020

3) Träger öffentlicher Belange ohne Rückmeldung

Ostseebad Binz, 10.02.2021
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